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 Siebtes Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes für das Land 

Nordrhein-Westfalen (KAG) 

Gesetzentwurf  
der Fraktion der FDP 

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Vorsitzende Vanessa Odermatt: Meine verehrten Damen und Herren! Ich begrüße 
Sie zur 79. Sitzung des Ausschusses für Heimat und Kommunales sowie im Namen 
seiner Vorsitzenden Carolin Kirsch auch zur 90. Sitzung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses. Mein besonderer Gruß gilt den anwesenden sowie per Video zugeschal-
teten Sachverständigen. Vielen Dank für Ihre Teilnahme.  

Die Anhörung wird per Livestream im Internet übertragen und aufgezeichnet. Mit dem 
Streamen und der Aufzeichnung haben sich die teilnehmenden Sachverständigen ein-
verstanden erklärt, da kein Widerspruch erhoben wurde.  

Wir haben für die heutige Anhörung einen Zeitrahmen von zweieinhalb Stunden vor-
gesehen. Die Anhörung wird in Form von Fragerunden der Abgeordneten und Antwort-
runden der Sachverständigen durchgeführt. Ich bitte die Sachverständigen darum, 
kein Eingangsstatement abzugeben. Die Stellungnahmen liegen allen Mitgliedern der 
Ausschüsse vor und können als bekannt vorausgesetzt werden.  

Wie üblich werde ich den Fraktionen in der Reihenfolge ihrer Stärke die Gelegenheit 
geben, Fragen zu stellen. Ich bitte Sie, sich auf maximal drei Fragen zu beschränken 
und zu konkretisieren, an welchen Sachverständigen sich diese Fragen richten.  

Die Sachverständigen bitte ich im Anschluss an die Fragerunde, alle an sie gerichteten 
Fragen in maximal fünfminütigen Beiträgen zu beantworten. Bitte bleiben Sie in diesem 
Rahmen. In der Antwortrunde gehen wir in der Reihenfolge des Tableaus vor. 

Damit eröffne ich die erste Fragerunde. 

Martin Lucke (CDU): Zunächst bedanke ich mich bei den Sachverständigen für die 
eingereichten Stellungnahmen und dafür, dass Sie heute so zahlreich persönlich er-
schienen und zugeschaltet sind. 

Meine erste Frage richtet sich an den VKU und an den Bergischen Abfallwirtschafts-
verband. Sie beide legen in Ihren Stellungnahmen dar, dass die Situation in den Kom-
munen sehr unterschiedlich sei und die Kommunen deshalb selbst entscheiden sollten, 
ob sie Verpackungssteuern einführen oder nicht. Können Sie dies näher ausführen? 

Die zweite Frage richtet sich ebenfalls an den VKU sowie an den Vertreter der Stadt 
Konstanz. Der VKU begrüßt das Ziel von Verpackungssteuern, wonach die Kosten der 
Stadtreinigung den Verursachern auferlegt werden. In vielen Kommunen werden die 
Kosten der Stadtreinigung von den Reinigungsgebühren erfasst. Gibt es Erfahrungen 
aus den Städten Tübingen, Freiburg und Konstanz, wonach aufgrund der Erhebung 
der Steuer die Gebühren entsprechend gesenkt wurden?  
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Die dritte Frage richtet sich an die kommunalen Spitzenverbände. Aus Konstanz wer-
den positive Effekte berichtet. Gleichzeitig ist die Zahl der Kommunen mit belastbaren 
Erfahrungen bislang sehr begrenzt. Sollten Kommunen zunächst weitere Evaluationen 
abwarten?  

Justus Moor (SPD): Auch von unserer Seite vielen herzlichen Dank an die Sachver-
ständigen dafür, dass sie den heutigen Tag mit uns verbringen und dass sie mit ihren 
ausführlichen Stellungnahmen dazu beigetragen haben, dass wir später eine gute Ent-
scheidung treffen können.  

Meine erste Frage richtet sich an Herrn Dr. Baumgartner, an die kommunalen Spitzen-
verbände, an den Mehrwegverband Deutschland, an den Bund der Steuerzahler sowie 
an den DEHOGA. In mehreren Stellungnahmen wird auf die positive Entwicklung der 
Zahlen hingewiesen, dass also die Menge an Müll zurückgehe. In anderen Stellung-
nahmen heißt es, es gebe keinerlei Nachweise für einen Rückgang der Menge des 
Einwegmülls durch eine Verpackungssteuer. Was stimmt denn nun? In meiner ersten 
Frage geht es mir also um Ihre Einschätzung bzw. darum, wie Sie zu dieser Einschät-
zung kommen, und wie die Zahlen insbesondere in Konstanz und in den weiteren 
Städten zu beurteilen sind.  

Meine zweite Frage richtet sich an den DEHOGA, den Mehrwegverband Deutschland, 
den Bergischen Abfallwirtschaftsverband und den VKU. Es geht explizit um Mehrweg-
systeme. Warum haben sich aus Ihrer Sicht die Mehrwegsysteme, die es schon seit 
ein paar Jahren gibt, bislang nicht flächendeckend durchgesetzt?  

Meine daran anschließende dritte Frage richtet sich an alle Sachverständigen: Wo lie-
gen aus Ihrer Sicht die Grenzen dieser rein freiwilligen Lösungen zur Einführung von 
Mehrwegsystemen? 

Dr. Robin Korte (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und Herren Sachverständige, auch 
vonseiten der Grünen Fraktion herzlichen Dank für Ihre Teilnahme an der heutigen 
Anhörung und für die vielen interessanten Stellungnahmen, die eingegangen sind und 
die wir ausgewertet haben.  

Ich möchte in der ersten Fragerunde gerne vertieft zu den Erfahrungen und auch der 
Konzeption insbesondere in Konstanz fragen. Deshalb richtet sich meine erste Frage 
an Sie, Herr Dr. Baumgartner, mit der Bitte, ob Sie uns in groben Zügen darstellen 
können, wie die Verpackungssteuer in Konstanz konkret funktioniert, was also in wel-
cher Höhe besteuert wird, wer von der Steuer erfasst wird und in welchen Punkten sie 
sich vielleicht auch vom Tübinger Modell unterscheiden. Nennen Sie hierzu gerne 
auch Details, weil das aus der Stellungnahme nicht ganz hervorgeht.  

Meine zweite Frage betrifft die mögliche Übertragbarkeit der Modelle aus Konstanz 
und Tübingen auf Nordrhein-Westfalen. Dazu adressiere ich die kommunalen Spitzen-
verbände, den VKU, die Stadt Bochum, Herrn Pietzke vom Mehrwegverband Deutsch-
land und natürlich auch den DEHOGA. Wie schätzen Sie die Übertragbarkeit der Mo-
delle aus Konstanz und Tübingen auf Nordrhein-Westfalen ein? Gibt es im Wesentlichen 
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Gemeinsamkeiten, oder gibt es vielleicht Besonderheiten, die unser Land oder unsere 
Kommunen von denjenigen unterscheiden, die in Baden-Württemberg bereits positive 
Erfahrungen gesammelt haben? Ist das vergleichbar? 

In meiner dritten Frage richte ich einen Blick auf die Auswirkungen für die betroffenen 
Betriebe. Ich adressiere auch hier den DEHOGA, aber auch Herrn Dr. Baumgartner, 
der vielleicht aus Konstanz berichten kann, wie sich aus seiner Sicht die Belastung für 
die betroffenen Betriebe in den drei Kommunen in Baden-Württemberg darstellt, die 
eine Verpackungssteuer eingeführt haben. Welche Rückmeldungen erhalten Sie im 
DEHOGA, und welche Rückmeldungen haben Sie, Herr Baumgartner, in Konstanz 
erhalten? Gab es in Tübingen, Konstanz oder auch Freiburg tatsächlich Schließungen 
oder Verlagerungen?  

Dirk Wedel (FDP): Meine sehr geehrten Damen und Herren Sachverständigen! Ich 
möchte mich bei Ihnen sehr herzlich für die bisher eingegangenen schriftlichen Stel-
lungnahmen bedanken und dafür, dass Sie uns heute für Nachfragen entweder in Prä-
senz oder auch über den Stream zur Verfügung stehen.  

Meine erste Frage richtet sich an den Bund der Steuerzahler, an den DEHOGA, an die 
kommunalen Spitzenverbände und an den Verband kommunaler Unternehmen. Sie 
haben in Ihren Stellungnahmen jeweils insbesondere auf den Aufwand abgehoben, 
der einerseits in den Betrieben und andererseits in administrativer Form bei den Kom-
munen entstehe. Können Sie näher dazu ausführen, wie das zu quantifizieren ist und 
wie dieser Aufwand dann letztlich dazu im Verhältnis steht, was mit einer Verpa-
ckungssteuer erreicht werden würde?  

Die zweite Frage richte ich ebenfalls an den Bund der Steuerzahler, an den DEHOGA 
und an die kommunalen Spitzenverbände. Bei einer möglichen kommunalen Verpa-
ckungssteuer könnte es bis zu 396 unterschiedliche Satzungen geben. Welchen Vor-
teil hätte eine landesweite Lösung, wie sie in unserem Gesetzentwurf vorgeschlagen 
wird und wie Bayern sie bereits im Dezember beschlossen hat?  

Die letzte Frage richte ich an alle Sachverständigen. Beispielsweise hatte der Bayeri-
sche Minister für Kommunales bzw. Inneres Herrmann bei dem Beschluss in Bayern 
auf die völlig absurden Beispiele aus der Praxis der Verpackungssteuer hinsichtlich 
der sich stellenden Abgrenzungsfragen abgehoben: Brezel nein, Leberkässemmel ja, 
Kaffeebecher mit oder ohne Deckel werden unterschiedlich besteuert. Ein anderer Fall 
ist Pizza, die man entweder in der Pizzeria abholt oder sich liefern lässt. Bei Ersterem 
fällt eine Steuer an, bei Zweiterem nicht. Welche Hilfestellung müsste dabei den Bür-
gern, den Betrieben usw. gegeben werden? Ist das alles nicht nur ein Beitrag zur För-
derung der Politikverdrossenheit?  

Sven Werner Tritschler (AfD): Vielen Dank auch von unserer Seite für die umfang-
reichen Stellungnahmen.  

Meine ersten beiden Fragen richten sich an Herrn Sprengel vom Bund der Steuerzah-
ler und an Herrn Rothkopf vom DEHOGA. Würde die Einführung einer Verpackungs-
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steuer die ohnehin schlechte Lage der Gastronomie nicht noch verschärfen? Es geht 
auch um den Vergleich zu Tübingen und Konstanz; das hat ein Stück weit auch der 
Kollege der Grünen gesagt. Würde sich das angesichts der unterschiedlichen Einkom-
men vor Ort und des Wohlstands in den Kommunen in NRW-Kommunen vielleicht an-
ders auswirken? Haben Sie Erkenntnisse über die tatsächlichen Auswirkungen?  

Meine dritte Frage richtet sich an die kommunalen Spitzenverbände. Wie sieht es mit 
dem Erhebungsaufwand für die Verpackungssteuer aus? 

Vorsitzende Vanessa Odermatt: Das war die erste Fragerunde. Es wurde auch eine 
Frage an die Stadt Bochum gerichtet, von der aber kein Vertreter anwesend ist. Die 
Stadt hat ihre Teilnahme an der Anhörung abgesagt.  

An alle Sachverständigen wurden Fragen adressiert. Wir beginnen in der Antwortrunde 
in der Reihenfolge des Tableaus. 

Tim Bagner (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Ich versuche, mir das mit Herrn Osing 
zu teilen, weil wir als kommunale Spitzenverbände angesprochen worden sind. Viel-
leicht kriegen wir ein gutes Zusammenspiel hin.  

Herr Lucke fragte, ob man noch abwarten oder erst einmal evaluieren solle, wie sich 
die Entwicklung in den anderen Städten und Kommunen darstellt. Wir sehen neben 
Nordrhein-Westfalen mit den Städten Köln und Bonn, die zumindest an einer Konzep-
tion arbeiten, auch einige Städte im weiteren Bundesgebiet, die sich Gedanken ma-
chen und in Arbeitsgruppen überlegen, was ein Modell für ihre Stadt sein könnte, und 
die sich dann in der Konzeption sehr stark an den Städten ausrichten, die schon Ver-
packungssteuern eingeführt haben.  

Das ist auch ein Gegengewicht zu der Sorge, dass es in vielen Kommunen ganz un-
terschiedliche Satzungen, ganz unterschiedliche Modelle geben werde. Das Tübinger 
Modell wurde durch das Verfassungsgericht bestätigt, weswegen sich auch sehr viele 
an diesem Konzept orientieren, sodass sich vielleicht in Nuancen oder an den Beträ-
gen etwas ändert, die Grundkonzeption aber ziemlich feststeht; die wird sich auch in 
anderen Städten durchsetzen.  

Wir sehen schon, dass alle erst einmal gucken, wer was einführt. Ich glaube, wenn 
eine richtig große Stadt wie Köln – verzeihen Sie mir, Herr Baumgartner! – die Steuer 
einführt, die dann ein ganz anderes Volumen und ganz andere Rahmenbedingungen 
hat, dann hat es auch Signalwirkung für andere, sich dem zu widmen. Aber ganz klar 
ist: Die Entscheidung muss vor Ort liegen und wird auch vor Ort bleiben.  

Zu der Frage, wie belastbar die Zahlen sind. Wir beschäftigen uns noch nicht so lange 
mit der Frage, wie die Verpackungssteuer wirkt. Insofern haben wir in diesem Jahr 
erste belastbare Ergebnisse aus Konstanz, die zeigen, dass sie wirken kann, dass 
durch sie tatsächlich Abfallmengen im öffentlichen Raum reduziert werden. Die Mo-
delle sind jahreszeitbereinigt, wetterbereinigt etc. Viele andere Städte wie etwa Frei-
burg nehmen bereits Vorher-Nachher-Analysen vor. Ich glaube, dass man ein biss-
chen abwarten muss, bis sich Effekte einstellen. Das geht nicht unmittelbar, sondern 
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man muss den Städten ein bisschen Zeit geben, belastbare Zahlen darzustellen. Die 
ersten guten, gutachterlich begleiteten Zahlen aus Konstanz sorgen für Optimismus 
und machen Mut, dass es tatsächlich wirkt.  

Zu den freiwilligen Mehrwegsystemen. Wir sind kein großer Freund der Mehrwegan-
gebotspflicht im Verpackungsgesetz, weil wir glauben, dass sie einen erheblichen Voll-
zugsaufwand in den kommunalen Behörden verursacht. Tatsächlich sehen wir, dass 
das zwar angeboten wird, allerdings nur am Rande; es wird nicht richtig präsent ge-
macht. Wir sprechen uns eher für eine klare Opt-out-Lösung aus. Demnach wäre der 
Standard Mehrweg, und wer kein Mehrweg möchte, könnte dann beispielsweise auf 
Einweg umswitchen. Das wäre sicherlich ein effektiveres Modell. Das ist aber natürlich 
eine Frage, die man seitens des Bundesgesetzgebers klären muss.  

Dr. Johannes Osing (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen [per Video 
zugeschaltet]): Ich kann dem Kollegen Bagner mit Blick auf die vorgenannten Antwor-
ten beipflichten, sodass ich jetzt mit der Frage von Herrn Dr. Korte weitermache. Es 
geht um die Übertragbarkeit der Modelle aus Tübingen und Konstanz auf Nordrhein-
Westfalen und inwieweit Gemeinsamkeiten oder Besonderheiten bestehen. Wie Herr 
Bagner gerade schon ausgeführt hat, könnten Städte und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen insbesondere das Modell aus Tübingen aus unserer Sicht durchaus adap-
tieren. „Adaptieren“ heißt nicht „eins zu eins nachahmen“, sondern auf Besonderheiten 
einzugehen. Ich sehe die Besonderheiten aber nicht spezifisch im Land NRW begrün-
det, sondern eher in der jeweiligen Kommune. Es wird also auf der örtlichen Ebene zu 
entscheiden sein, welches Modell sachgerecht ist und insbesondere, welche Spezial-
fragen sich stellen, die andere Städte und Gemeinden so nicht betreffen.  

Herr Wedel fragte zum administrativen Aufwand in den Kommunen, wie dieser zu 
quantifizieren sei und ob dieser im Verhältnis zum Aufwand stehe. Auch das ist eine 
Frage, die letzten Endes eine Stadt oder Gemeinde für sich beurteilen muss. Es kann 
gut sein, dass es in größeren Städten anders zu bewerten ist als in kleineren. Letzten 
Endes wird das Aufkommen der Steuer immer auch davon abhängen, wie viele Be-
triebe es überhaupt vor Ort gibt, wie die Nachfrage vor Ort ist, auch ob es zum Beispiel 
ein touristisch geprägter Ort ist, ob sehr viele Umsätze von außerhalb hereinkommen 
und dementsprechend mit einem hohen Ertragsniveau zu rechnen ist, sodass eventu-
ell auch das Personal bereitgestellt werden kann. Aus meiner Sicht steht der Aufwand 
erst einmal nicht grundsätzlich außer Verhältnis. Das ist auch bei anderen Steuern in 
den Kommunen bis jetzt nicht der Fall.  

Zu der Frage, inwieweit bis zu 396 unterschiedliche Satzungen zu einem Problem führen 
könnten und ob die seitens der FDP vorgeschlagene landesweite Lösung nicht ein Vor-
teil wäre. Der Vorschlag der FDP ist nur insoweit eine landesweite Lösung, als er schlicht-
weg lautet: Die Steuer darf es nicht geben. – Eine landesweite Lösung, wie wir sie uns 
eher vorstellen, wäre die einheitliche Klärung der Frage, welche Satzung wie aussehen 
würde. Wir finden aber: Das Kommunalabgabengesetz gibt die Möglichkeit momentan 
her; durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichts wurde lediglich klargestellt, dass 
die bestehende Rechtsgrundlage dafür ausreichen würde. Dementsprechend glaube 
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ich nicht, dass wir mit diesem Verbot irgendwie weiterkommen würden und dass das 
die landesweite Lösung wäre, die uns vor zu vielen unterschiedlichen Satzungen be-
wahrte. Es ist vielmehr so, dass sich Städte und Gemeinden nach unserer Erfahrung 
durchaus an anderen Kommunen orientieren und dass sich erfahrungsgemäß auch 
relativ schnell einheitliche Satzungstexte herausbilden. Das sehen wir zum Beispiel im 
Gebührenrecht für Abwasser, Abfall etc. In diesen Bereichen sind die Satzungen nach 
dem KAG relativ einheitlich und belastbar, obwohl es letzten Endes keine einheitlichen 
Vorgaben im Gesetz gibt. Deswegen glaube ich, dass das auch in diesem Bereich 
möglich wäre.  

Es gab noch die Frage zu der angeblich absurden Praxis in Bayern hinsichtlich Ab-
grenzungsfragen bzw. dazu, welche Verpackungen umfasst sind. Sicherlich wird man 
das im Einzelfall, wenn so eine Satzung eingeführt wird, kommunizieren müssen. Wir 
gehen davon aus: Wenn eine Stadt das machen möchte, dann sollte sie mit den Be-
trieben vor Ort in den Dialog treten, genau klären, welche Verpackungen umfasst sind, 
sodass die Betriebe das von Anfang an richtig umsetzen können. Das kann dann si-
cherlich auch den Bürgerinnen und Bürgern gut vermittelt werden. Dass das automa-
tisch zu Politikverdrossenheit führen könnte, wie gerade behauptet wurde, sehe ich 
erst einmal nicht.  

Herr Tritschler fragte, ob es Angaben zum Erhebungsaufwand für die Steuer in den 
Kommunen gebe. Dazu habe ich eben schon etwas gesagt. Ich vermute, dass sich 
der Erhebungsaufwand nicht wesentlich davon unterscheiden wird, was Kommunen 
auch in anderen Fällen machen müssen. Natürlich muss man bei einer neuen Steuer 
am Anfang erst einmal prüfen, wie viele betroffene Abgabepflichtige es gibt, und sich 
dann entsprechend darauf ausrichten. Danach wird solch ein Aufwand sicherlich sin-
ken; das gilt auch, wenn eine Routine eintritt. Deswegen sehe ich diesbezüglich erst 
einmal kein grundlegendes Problem. 

Dr. Philipp Baumgartner (Stadt Konstanz [per Video zugeschaltet]): Guten Morgen 
ganz aus dem Süden der Republik! Es ist schön, dass Sie Konstanz als Beispiel heran-
gezogen haben.  

Herr Lucke fragte zum Thema „Gebührensenkung“ und zu den Kosten. Bei uns in Kon-
stanz wird das über die Müllgebühr der Privathaushalte finanziert. Unsere städtischen 
Entsorgungsbetriebe betreiben damit die Müllanlage.  

Der Müll im öffentlichen Raum wird von unseren technischen Betrieben eingesammelt, 
die auch die Grünanlagen pflegen. Dort gibt es keine gebührengestützte Finanzierung, 
sondern dieser öffentliche Müll wird durch städtische Mittel entsorgt – die Gehälter 
werden bezahlt. Sprich: Es besteht kein direkter Zusammenhang zwischen dem Er-
zeuger des Mülls und demjenigen, der dafür zahlt.  

Wir erwarten in diesem Jahr, dass wir die Routenplanung dieser Entsorgungsfahr-
zeuge etwas anpassen können, weil weniger Müll anfällt, und wir dadurch Kostenein-
sparung haben werden. Die Haushaltsgebühr sinkt dadurch nicht, aber es ist eine Ent-
lastung für die Kommune und eine Gegenfinanzierung.  
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Von der SPD wurde nach der Evidenz gefragt. Welche Zahlen haben wir? Ich kenne 
natürlich die Situation bei uns in der Stadt am besten; dazu hatte ich Ihnen etwas relativ 
Ausführliches mitgeschickt. Wir haben – in Anführungsstrichen – den Glücksfall, dass 
die gerade angesprochenen technischen Betriebe in Konstanz ihre Entsorgungsrun-
den bei einem lokalen Entsorger abliefern und wir damit tagesgenaue Daten haben, 
wie viel Müll auf den verschiedenen Routen wo im Stadtgebiet angefallen ist. Wir konn-
ten damit sehr deutlich zeigen, dass die Menge des Wegwerfmülls in Form von Ein-
wegverpackungen zurückgegangen ist. Das gilt für den Innenstadtbereich, in dem wir 
mehr touristische Aktivitäten haben, wo im Sommer viele Leute draußen unterwegs 
sind, sehr deutlich, vor allem aber in den Wohngebieten. Die Leute wissen, dass sie 
solch eine Steuer zahlen müssen, und stellen sich darauf ein, indem sie einen 
REBOWL oder eine Tragehilfe nutzen; auch für Pizzas gibt es inzwischen Schachteln, 
die genutzt werden können, wodurch der Pizzakarton nicht mehr anfällt. Solche tech-
nischen Lösungen sind auf dem Markt und fangen jetzt an, sich durchzusetzen.  

Herr Korte, Sie hatten nach etwas ausführlicheren Erfahrungen zur Konzeption in Konstanz 
gefragt. In groben Zügen: Der Gemeinderat in Konstanz hat die Verwaltung beauftragt, 
die Einführung einer Verpackungssteuer nach dem Tübinger Modell zu prüfen. Das 
wurde im Jahr 2021/2022 angestoßen. Dann gab es den Rechtseinspruch in Tübingen. 
Dann hat man gewartet, bis er in erster Instanz gelöst war. Nach dieser Lösung ist 
Konstanz den Schritt gegangen und hat die Einführung weiter vorangetrieben. Wir ha-
ben uns sehr eng am Tübinger Modell orientiert, es gibt aber zwei Abweichungen. Zum 
einen hatten wir schon eine lokale Satzung, die einen festen Mehrweg gebietet; das 
mussten wir dann in dem Tübinger Modell anpassen. Zum anderen gab es eine Dis-
kussion um Pommespieker, die wir nicht mit Zentimetern, sondern nach Kategorie her-
ausgenommen haben. Dazu hatten die Tübinger eine andere Lösung, haben aber auch 
gesagt: Das kann man auch anders machen. – Es gab eine gute Abstimmung.  

Gibt es dann über 300 Regelungen? Nein. Ich stehe mit den Freiburgern in Kontakt. 
Die nehmen jetzt gewissermaßen via Copy and Paste das, was in Tübingen und Kon-
stanz funktioniert. Das ist zu 99 % identisch. Es gibt eine Art Emerging Order, wie das 
wahrscheinlich gut funktioniert. Ich nehme es dem Kollegen nicht übel, wenn er sagt, 
dass wir vielleicht noch ein bisschen etwas lernen könnten, wenn es eine große Stadt 
wie Köln einführte. – Natürlich wird jetzt noch ein bisschen deutlicher, was eine gute 
Satzung ist. Das können aber Gemeinden dann auch dementsprechend anpassen.  

Zu der Frage, wie sich die Belastung für die betroffenen Betriebe darstellt. Es ist wohl 
wie bei jeder Veränderung, dass diejenigen, die betroffen sind und sich ändern müs-
sen, zu Recht sagen: Leute, das ist erst einmal anstrengend, und ich weiß auch nicht 
genau, wie ich es machen soll. – Wir haben eine große Brandbreite von dem kleinen 
Strandbad-Kiosk, der sich jetzt plötzlich Gedanken machen muss, über EDEKA mit 
mehreren Filialen, über den überregional tätigen Denns BioMarkt bis hin zu McDo-
nald’s als globales Unternehmen. Wir stehen mit all diesen Akteuren im Austausch, 
und es bedarf bei der einführenden Kommune im ersten Jahr auch einiges an Kom-
munikation und Ressourcen. Insofern wäre eine überregionalere Lösung hilfreich, als 
das dann nicht alles bei den Kommunen angesiedelt sein müsste, sondern auf höherer 
Instanz gleichmäßiger geregelt wäre. Was auch in den Stellungsnamen genannt wird, 
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möchte ich total bestärken: Lasst uns größer denken als nur in den Grenzen einer 
Kommune.  

Schließungen sind mir keine bekannt. Es gab Branchen wie Eisdielen, die gesagt ha-
ben: Oh Gott, das macht unser Geschäft kaputt. Wir machen zu. – Im Gegenteil aber 
hat auf der großen Marktstätte eine weitere aufgemacht. Wir kennen deren Umsatz-
zahlen noch nicht. Das kommt erst ein Jahr später.  

Gibt es Missmut über solch eine zusätzliche Abgabe und die Änderungsprozesse, die 
dann in Kassen usw. eingeführt werden müssen? Ja. Kann man das technisch lösen? 
Ja. Ich will nicht kleinreden, dass es für die Betriebe natürlich auch eine Veränderung 
bedeutet. Wir haben aber gleichzeitig auch Betriebe, die sagen: Super, endlich kann 
ich all in auf Mehrweg setzen.  

Damit komme ich zu der Frage nach der Quantifizierung des Aufwands für Unterneh-
men. Es gab auch eine Frage, warum sich Mehrweg nicht durchsetze. Wegwerfverpa-
ckungen sind unglaublich billig; sie kosten pro Einheit 1 Cent. Es ist für den ausgeben-
den Gastronomen meistens die billigste Lösung, etwas in ein Plastikschälchen zu pa-
cken. Bei einer Mehrweglösung, die gespült wird, kommen wir je nach Personalkosten 
usw. eher auf 3 bis 4 Cent. In dem Moment, in dem die Wegwerfverpackung besteuert 
wird, ergibt die Mehrweglösung marktwirtschaftlich viel Sinn und setzt sich deswegen 
durch. Das sehen wir in Tübingen mit vielen Angeboten und viel Nachfrage.  

Die Abgrenzungsfrage von Herrn Wedel richtete sich an alle. Ja, das ist ein Thema: 
Warum wird eine Brezel in der Tüte nicht besteuert, aber eine Leberkässemmel, wenn 
sie warm ist? Das haben unsere Steuerexperten aus der Kämmerei analog zu anderen 
Rechtsprechungen so in die Satzung geschrieben. Ich glaube, dass es bei vielen Steu-
ern so ist, dass man über den Rand, wo sie gerade noch greift oder schon nicht mehr 
greift, trefflich diskutieren und streiten könnte. Es wird aber erklärt: Wir haben Flug-
blätter für die Gastronomen; wir haben ein kleines Poster produziert, das sie aufhän-
gen können, warum und wie die Stadt das erhebt; wir haben eine Webseite. Das lässt 
sich kommunikativ darstellen.  

Ich glaube nicht, dass das zu Politikverdrossenheit. Ich glaube vielmehr, dass Men-
schen sehen, dass Wegwerfmüll keine nachhaltige Lösung ist. Es fühlt sich auch nicht 
gut an, etwas in solch kleinen Packungen zu haben. Im Gegenteil erhält man Zuspruch, 
wenn es gute, nachhaltige Lösungen gibt.  

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen, Landesgruppe Nord-
rhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): Ich versuche, alle Fragen im Bündel zu 
beantworten. Zunächst vorweggeschickt: Gäbe es die Wahl zwischen einer lokalen 
Lösung und einer Bundeslösung, wäre der VKU für eine Bundeslösung. Das Littering, 
also das achtlose Wegwerfen von Verpackungsmüll, ist in den Kommunen und für un-
sere kommunalen Betriebe, die für die Sauberkeit da sind und das reinigen müssen, 
ein großes Problem. Die damit verbundenen Kosten steigen. Auf die Frage, wie sie 
ihren Stadtraum wahrnehmen, werden viele Bürgerinnen und Bürger antworten: Er ist 
vermüllter, als er es früher war. – Das ist unser grundsätzliches Problem.  
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Davon ausgehend wäre es aus unserer Sicht viel sinnvoller, die Einwegverpackungen 
und den Einwegkunststofffonds aufzuweiten und auch andere Arten zu berücksichti-
gen. Wir sprechen bei Verpackungen auch von Glas, von Papier im Bereich unter an-
derem der Pizzadienste oder von Holz bei den Pieksern für Pommes. Das alles müsste 
auf der Bundesebene mitberücksichtigt werden, und dann entstände auch kein Fli-
ckenteppich.  

Herr Wedel hat vorhin in seiner Frage an mich den Flickenteppich betont; den hätten 
wir weiterhin. Alle an Hessen, Niedersachsen und an die Niederlande grenzenden Be-
reiche in NRW hätten weiterhin Schwierigkeiten, weil es auf der anderen Seite nicht 
passiert. Das mit den Niederlanden würde vielleicht auch bleiben, wenn wir eine Bun-
desregelung hätten, aber es gäbe dann immerhin einen großen Raum.  

Jede Regelung hat einen Verwaltungsaufwand. Das muss man klar sagen, und das 
haben wir in unserer Stellungnahme auch getan. Wenn man jetzt fragt: „Rechtfertigt 
es das?“, dann wird jeder verantwortliche Gemeinderat – ich glaube, auch für die Kol-
legen des Städte- und Gemeindebundes und des Städtetages zu sprechen – erst ein-
mal abwägen, ob das überhaupt nötig ist. Die Situation in Köln als riesig große Stadt 
ist dabei sicherlich anders als in Nachrodt-Wiblingwerde mit 8.000 Einwohnern. Das 
ist die Vielfalt in NRW. Die gilt bei allen anderen Abgaben im Übrigen auch: bei der 
Gewerbesteuer, bei Straßenreinigungsgebühren und Ähnlichem. Deshalb glaube ich, 
dass es in sehr vielen Städten in NRW überhaupt nicht zur Anwendung kommen wird, 
weil die Kommune das verantwortlich abwägen und ihren Bürgerinnen und Bürgern – 
das kam gerade durch Herrn Baumgartner heraus – erklären muss.  

Deshalb glaube ich, dass es eine Art Selbstregulierung gibt und wir nicht Sorge haben 
müssen – das geht in Richtung von Herrn Wedel –, dass wir 396 Satzungen sehen 
werden; die werden wir nicht sehen, sondern nur einen Bruchteil. Es wird hauptsäch-
lich in den großen Städten die Abwägung geben, die dann in einem Gemeinderat 
durchgeführt wird, und natürlich dort, wo man touristisch betroffen ist. Auch das ist ein 
Unterschied: Hat eine kleine Stadt 1 Million Besucher im Jahr, weil sie ein touristisches 
Highlight vorweisen kann, dann hat sie auch ein Problem mit dem Littering, und dann 
ist vielleicht auch eine Regelung notwendig. Diese Abwägung ist vor Ort gut aufgeho-
ben. Wir sprechen immer von Subsidiarität und davon, dass Kommunen das selbst 
abwägen können. Solange wir keine Bundesregelung haben – ich und unser Verband 
würden eine solche bevorzugen –, soll es vor Ort entschieden werden. Ich halte nichts 
davon, dass Landesregierungen ob im Süden oder bei uns im schönsten Bundesland 
Deutschlands sagen: Wir verbieten etwas. – Das sollen diejenigen vor Ort bestimmen.  

Ich glaube auch, dass wir genau hingucken müssen. Meines Wissens gibt es in Tübingen, 
Konstanz und auch in Freiburg unterschiedliche Regelungen mit Blick auf die Straßen-
reinigung. Es gibt in Nordrhein-Westfalen schon Straßenreinigungssatzungen mit Stra-
ßenreinigungsgebühren; meines Wissens ist das zumindest in Tübingen und Konstanz 
nicht so. Ich glaube, dass es in Freiburg für die Innenstadt Gehwegreinigungsgebühren 
gibt. Ansonsten sind die Bürger dann auch viel stärker in der Pflicht der Reinigung. 
Auch das muss man berücksichtigen: Gibt es ohnehin schon bestehende Gebühren-
zahler für die Straßenreinigung? Dann steigen durch höheren Reinigungsbedarf mittelbar 
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die Gebühren, wenn irgendeine Stadt anstelle von 14 Tagen wöchentlich kehren muss, 
weil es ein Müllproblem gibt. Das kann man nicht eins zu eins vergleichen 

Wir tun gut daran – da gebe ich Herrn Baumgartner recht –, uns erst einmal die Aus-
wertung der Städte, die es jetzt eingeführt haben, seriös über zwei, drei Jahre anzu-
sehen und zu gucken, ob das in der Tendenz zu weniger Aufwand führt, weil es eine 
Steuerungswirkung entfaltet. Das wäre wichtig.  

Noch einmal: Wir plädieren für eine Einbeziehung auf der Bundesebene, weil die Ein-
wegkunststoffe nur 20 % der Littering-Objekte ausmachen. Wir glauben, dass eine 
Breiterziehung Steuerungswirkung haben könnte, ohne die negativen Steuerungsef-
fekte – und die gibt es: Bürokratie vor Ort, Verärgerung der Bürger – auszulösen. Wir 
wollen ein Bewusstsein schaffen, aber solange das nicht vorhanden ist, sprechen wir 
uns ganz klar für eine Steuerungswirkung vor Ort aus.  

Herr Moor fragte nach Mehrwegsystemen. Dazu hatte ich mittelbar etwas gesagt. Die 
jetzigen Fonds erfassen nur Plastik und müssten ausgebaut werden.  

Monika Lichtinghagen-Wirths (Bergischer Abfallwirtschaftsverband): Herr Lucke 
fragte, ob die Kommunen unterschiedlich bewertet werden sollten. Das kann ich ganz 
klar bejahen. Wir vertreten in unserem Gebiet 21 Städte und Gemeinden im ländlichen 
Bereich, die teilweise auch etwas zersiedelt sind. Im Vergleich zu Tübingen ist das 
eine andere Situation. Es ist wichtig, immer zu schauen, was für einen Anfall es gibt 
und ob es sich zum Beispiel um eine Universitätsstadt mit vielen Studenten oder um 
touristische Hotspots handelt. Bei uns lautet die Frage auch: Ist es eine Schulstadt? 
Gibt es dort viele Schulen? Dann fallen andere Stoffe an.  

Wir haben unsere kleinste Flächenkommune mit 18.000 Einwohnern betrachtet und 
festgestellt, dass von dieser Verpackungssteuer gerade einmal elf Betriebe betroffen 
wären. Es sollte also für elf Betriebe aufgebaut werden. Daran kann man schon erken-
nen, dass es sich um eine Entscheidung handelt, die vor Ort in den Kommunen selbst 
getroffen werden muss, weil es ganz individuelle Entscheidungen in ganz individuellen 
Situationen sind.  

Mit ist dabei wichtig, zu betonen, dass wir wissen, dass die EU-Verpackungsverord-
nung auf uns zurollt; sie soll im Rahmen des Verpackungsrecht-Durchführungsgeset-
zes spätestens im August 2026 umgesetzt werden. Die darin stehenden Forderungen 
sind sehr massiv. Das gilt allein mit Blick auf die Umstellung von einer Verwertungs- 
auf eine Recyclingquote von 75 % oder darauf, dass Verpackungsabfälle über ver-
schiedene Stufen bis 2040 um 15 % reduziert werden sollen. Da müssen wir schon 
einen großen Wurf landen.  

Zu der Frage der FDP. Es geht noch nicht einmal nur um Politikverdrossenheit, son-
dern um die Frage: Wie nehme ich die Bürger mit? Das ist das Wichtigste. Die Bürger 
müssen es umsetzen; sie müssen mitgenommen werden. Man sollte es ihnen möglichst 
einfach machen. Es darf keinen Flickenteppich geben. Es kann nicht sein, dass ich 
erklären muss: „In Gummersbach funktioniert es so, und in Bergneustadt funktioniert 
es so“, und dann die einzelnen Kommunen aufzählen muss. Wir müssen sie bei der 
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Umsetzung dieser sehr hohen Anforderungen, die auf uns zukommen, im Großen mit-
nehmen.  

Die SPD fragte nach Mehrwegsystemen. Es wäre der richtige Weg, Mehrwegsysteme 
zu pushen. Wir brauchen sie; die müssen umgesetzt werden. Warum werden sie noch 
nicht umgesetzt? Schlicht und ergreifend: Es gibt verschiedenste Anbieter am Markt, 
und es ist noch nicht ausgereift genug. Man kann ein Mehrwegsystem irgendwo kau-
fen, wird es aber nicht wieder los, möchte natürlich aber nicht den ganzen Tag mit dem 
Becher oder mit der Dose herumlaufen. Es wäre im Mehrwegsystembereich viel wich-
tiger, die Möglichkeit zu pushen, flächendeckend zum Beispiel die Dose wieder an der 
nächsten Straßenecke abgeben zu können. Das wäre möglich, wenn man versuchen 
würde, Mehrwegsysteme durch finanzielle Anreize, durch Unterstützung aus dem Be-
reich der Kommunen usw. voranzutreiben.  

Es wurde gefragt: Gibt es Grenzen? Ja, es gibt Grenzen; das ist ganz klar. Einweg-
systeme müssen immer noch angeboten werden, weil man die häusliche Situation – 
so nenne ich es einmal – nicht voraussehen kann. Man denkt, in zwei Stunden wieder 
zu Hause zu sein, und nimmt nichts mit, aber dann werden daraus fünf Stunden, und 
es muss irgendeine Lösung gefunden werden. Aber auch da gäbe es Ansatzmöglich-
keiten, indem das Ganze zum Beispiel verteuert würde. Wir haben das gesehen: So-
bald die Plastiktüte teurer wurde, brauchte sie auf einmal niemand mehr, und für jeden 
wurde klar: Wenn man einkaufen geht, dann nimmt man seinen Korb oder seine Ein-
kaufstasche mit.  

Philipp Sprengel (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank für die 
Möglichkeit, hier Stellung zu beziehen. Ich gehe die an uns gerichteten Fragen der 
Abgeordneten der Reihe nach durch.  

Als Erstes hat uns die SPD Fragen gestellt. Wir sehen es als umstritten an, dass die 
Menge des Mülls zurückgegangen ist, nachdem die Steuer eingeführt wurde, weil es 
unterschiedliche Studienergebnisse aus Konstanz und Tübingen gibt. Deshalb ist es 
aus unserer Sicht schwierig zu bewerten, inwiefern es eine Wirkung hat und in wel-
chem Ausmaß. Die Ergebnisse aus Konstanz legen eher nahe, dass es eine Wirkung 
hat. Ich glaube aber auch, dass das Ausmaß wohl nicht komplett über Studien erhoben 
werden kann. Deshalb haben wir es als umstritten eingeschätzt.  

Wo liegen die Grenzen des rein freiwilligen Mehrwegsystems? Aus unserer Sicht gibt 
es natürlich Grenzen. Bei der Freiwilligkeit muss es den Betrieben, aber auch den Bür-
gerinnen und Bürgern möglichst einfach gemacht werden, Mehrweg auch zu nutzen. 
Dafür – meine Vorrednerin hat es gerade bereits dargestellt – sind einheitliche Sys-
teme besonders wichtig. Das könnte auch von den Kommunen gefördert werden, wie 
es parallel zur Steuer in Tübingen und Konstanz geschieht. Aus unserer Sicht gibt es 
zahlreiche Möglichkeiten. Wir haben in unserer Stellungnahme mit Blick auf die Zero 
Waste Cities darauf hingewiesen, wie Mehrweg gefördert werden kann, ohne dass 
solch eine Steuer eingeführt werden muss.  
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Zu den Fragen der FDP-Fraktion und dem Aufwand der Betriebe und der Kommunen. 
Aus unserer Sicht haben die Betriebe Mehrkosten und dann auch einen zusätzlichen 
Aufwand zum einen, um die Steuer abzurechnen, zum anderen aber auch, um die 
Mitarbeiter zu schulen und alles zu dokumentieren. Es kann durch diese schwierigen 
Abgrenzungsfragen auch schnell zu Fehlern kommen, weil nicht immer logisch ist, 
wann eine Verpackungssteuer erhoben werden muss und wann nicht. Deshalb ist die 
Mitarbeiterschulung sehr umfangreich. Es kann schnell zu Fehlern kommen, und dann 
macht man sich vielleicht auch der Steuerhinterziehung schuldig.  

Auch die Kommunen haben aus unserer Sicht einen höheren Aufwand. Es gibt erst 
einmal höhere Kosten, bevor dann die Einnahmen reinkommen. Auch sind die Einnah-
men im Vergleich zu den Gesamterträgen einer Kommune sehr gering. Aus unserer 
Sicht handelt es sich um eine Bagatellsteuer; in den Kommunen, welche die Steuer 
bislang eingeführt haben, machen die bisherigen Einnahmen nur einen sehr geringen 
Anteil an den Gesamterträgen aus. Das steht in keinem Verhältnis zu dem Aufwand, 
den die Kommunen für das Einziehen der Steuern betreiben müssen. Insbesondere 
die Kommunen in Nordrhein-Westfalen sind insgesamt schon mit vielen Aufgaben be-
lastet, sodass dieses Verbot den Kommunen eine zusätzliche Aufgabe von Beginn an 
nehmen und sie dadurch auch ein Stück weit entlasten würde.  

Wir sehen die Gefahr von möglichen 396 unterschiedlichen Satzungen. Und selbst 
wenn es nur 100 unterschiedliche Satzungen gibt, entsteht dadurch trotzdem ein Fli-
ckenteppich, weil dann in einer Kommune die Verpackungssteuer gilt und in der nächs-
ten schon wieder nicht mehr. Das sorgt für Verwirrung und natürlich auch für zahlreiche 
Schwierigkeiten für Betriebe, die in der Region mehrere Standorte haben. Das gilt auch 
für Bürgerinnen und Bürger, die sich über Stadtgrenzen hinaus bewegen und dann 
vielleicht nicht wissen, ob hier oder dort die Verpackungssteuer zu zahlen ist oder 
nicht. Es wird dann sicherlich Ausweichbewegungen geben, wodurch auch wieder die 
Betriebe negativ beeinflusst werden würden.  

Zu den absurden Beispielen bezüglich der Abgrenzung. Wir haben in unserer Stellung-
nahme versucht, ein bisschen zu beleuchten, was für Beispiele es aus den Abgren-
zungshinweisen aus Konstanz gibt. Aus unserer Sicht würde das die Politikverdrossen-
heit ein Stück weit fördern, weil es erstens zu Unzufriedenheit führt, zusätzliche Steuern 
zahlen zu müssen, und man zweitens oftmals nicht logisch nachvollziehen kann, warum 
in dem einen Fall eine Steuer zu zahlen ist und in dem anderen Fall nicht. Es ist manch-
mal nicht logisch. Das haben wir auch in unserer Stellungnahme ausgeführt.  

Zusätzlich möchte ich hier noch ansprechen, dass es zum Teil eine soziale Ungerech-
tigkeit bedeutet, weil gerade Personen mit eher niedrigem Einkommen von so einer 
zusätzlichen Steuer deutlich mehr belastet sind als Menschen mit einem höheren Ein-
kommen. Diese können es sich leisten und zahlen die Steuer, während andere es sich 
eher nicht leisten können bzw. dadurch deutlich stärker belastet werden.  

Auf die Fragen der AfD-Fraktion nach dem zusätzlichen Erhebungsaufwand der Kom-
munen und dazu, wie sich die Lage der Gastronomie verschlechtern würde, bin ich 
schon ein eingegangen. Wir gehen davon aus, dass sie sich verschlechtern und dass 
es einen erheblichen zusätzlichen Aufwand für die Kommunen bedeuten würde. 
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Patrick Rothkopf (DEHOGA Nordrhein-Westfalen): Vielen Dank für die Einladung. – 
Ich vertrete den DEHOGA. Um kurz dafür zu sensibilisieren, für welche Betriebe wir 
sprechen oder wie die Beschaffenheit der Betriebe in Deutschland und auch in NRW 
aussieht: Es handelt sich zu 85 % um inhabergeführte Klein- und Kleinstbetriebe mit 
ein paar Mitarbeitern.  

Ich selbst sitze hier auch als Unternehmer. Ich bin ehrenamtlich als Präsident des 
DEHOGA tätig und Unternehmer im Gastgewerbe. Ich glaube, ich bin der einzige Be-
troffene hier im Saal. Ich möchte zum einen auf die Fragen antworten und zum ande-
ren einige Statements ansprechen, die es bereits gab.  

Das Thema „Politikverdrossenheit“ hat mich als Unternehmer und als Bürger direkt 
angesprochen. Irgendjemand sagte eben, er könne sich das nicht vorstellen, dass das 
kommen würde. Ich sage Ihnen: Ich bin jetzt schon verdrossen genug. Und wer mich 
kennt, weiß, dass ich normalerweise deutlich emotionaler agiere, als ich das jetzt tue.  

Eine kleine Anekdote am Rande – vielleicht haben wir die Zeit –: Als ich heute Morgen 
hier ankam, habe ich einen Anruf einem meiner Köche erhalten. Der eine fällt mit einer 
Schulterverletzung schon krankheitsbedingt aus, und der zweite, den ich in meinem 
kleinen Betrieb habe, in dem ich sieben Tage die Woche rund um die Uhr stehe, sagt 
mir: Chef, ich kann heute leider nicht zur Arbeit kommen. Ich bin jetzt auch krank ge-
worden. – Das ist in Ordnung; wer krank ist, muss logischerweise zu Hause bleiben. 
Aber mir fliegt gerade mein Betrieb komplett um die Ohren. Ich habe am Wochenende 
mehrere Gesellschaften. Heute Abend habe ich schon allen Gästen abgesagt. Das 
habe ich eben schnell noch in den fünf Minuten erledigt, bevor ich hier hereingekom-
men bin.  

Ich will nicht auf die Tränendrüse drücken, sondern sagen: Ich als Unternehmer habe 
Gott weiß andere Probleme, als mich auch noch durch eine siebzehnseitige Satzung 
zu einer Verpackungssteuer zu kämpfen. Es gibt einen Bürokratieaufwand in den Be-
trieben, in unserem Tagesgeschäft. Ich betone es noch einmal: Das sind Kleinstunter-
nehmen mit einer Handvoll Mitarbeitern, in denen der Inhaber rund um die Uhr selbst 
arbeitet, und wir müssen uns mit dem Thema „Brandschutz“ und mit der Kassensiche-
rungsverordnung auseinandersetzen. Das Thema „Trinkgeldbesteuerung“ hat mich 
letztens an den Rand des Wahnsinns getrieben, weil die öffentliche Hand nicht in der 
Lage ist, eine klare Regelung zu schaffen. Darum geht es mir. Deshalb nenne ich das 
Beispiel. Klare Regelungen sind notwendig, um unser Geschäft zu machen.  

Hendrik Wüst spricht immer gerne von Vertrauen in das Unternehmertum. Wenn ich 
dann hier sitze und mir über eine Verpackungssteuer Gedanken machen muss, sehe 
ich das nicht. Lassen Sie uns doch einfach mal unsere Arbeit machen. – Das ist mein 
Blick aus Unternehmersicht. Ich kann das noch deutlich emotionaler ausdrücken, als 
ich es getan habe. Wer Interesse an einem Gespräch hat, kann mich gerne kontaktieren.  

Ich möchte klarstellen, und das sage ich auch aus Verbandssicht, als Verbandspoliti-
ker: Ich persönlich und wir als Verband sind der Auffassung, dass wir eine hohe soziale 
Verantwortung tragen, und zwar auch mit Blick auf das Thema „Umweltschutz“ und in 
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dem Fall im Besonderen im Hinblick auf Abfallvermeidung. Deshalb sind wir kein Geg-
ner von Maßnahmen, eine Mehrwegquote zu erhöhen, die Akzeptanz zu erhöhen.  

Es wurde die Frage gestellt: Woran liegt es denn? Ich habe nach der Einführung der 
Mehrwegangebotspflicht, die heute auch schon infrage gestellt worden ist, viel in der 
Presse gelesen: Vielleicht fehlen Sanktionierungsmöglichkeiten in den Kommunen. – 
Dann wird der Schwarze Peter schnell der Branche zugeschoben im Sinne von: Das 
funktioniert nicht, weil die nicht mitmachen. – Ich habe eine andere Erfahrung in den 
Betrieben gemacht. Wir hören, dass die Akzeptanz in der Gesellschaft tatsächlich nicht 
so groß ist. Das hat auch viele gute Gründe; ein paar wurden schon genannt. Das 
betrifft beispielsweise den touristischen Bereich, wenn Sie auf Reisen sind und Verpa-
ckungen haben und nicht wissen, wo sie die wieder loswerden sollen.  

Das kenne ich von mir selbst. Ich lebe auf dem Land. Auf meinem Kühlschrank reihen 
sich mittlerweile Mehrwegbecher von verschiedenen Anbietern. Das sind teilweise Lö-
sungen mit Branding, und die nächste Filiale ist 40, 50 km von meinem Zuhause ent-
fernt. Das denke ich mir nicht aus; das ist tatsächlich so. Damit hast du dann gewis-
sermaßen teuren Mehrwegmüll zu Hause stehen, der dich nicht weiterbringt.  

Was ich damit sagen will: Bevor wir uns Gedanken über eine Art Strafe machen, die 
wir dafür zahlen, dass wir Einwegverpackungen in den Verkehr bringen, müssen wir 
uns dringend sehr viel mehr Gedanken darüber machen – wir als Branche sind bereit, 
uns konstruktiv einzubringen –, wie wir das Thema „Müllvermeidung“ proaktiv und kon-
struktiv in den Griff bekommen. Das gelingt mit Sicherheit nicht über Strafen.  

Die Belastung der Betriebe wurde heute angesprochen. Die finanzielle Belastung wird 
an den Kunden weitergegeben. Ich glaube nicht, dass Sie das Thema „Politikverdros-
senheit“ in der Bevölkerung dadurch kleinhalten, dass sie ihr demnächst noch mehr 
Kosten aufbürden, und das in einem Flickenteppich, der unweigerlich kommen wird. 
Es gibt an die 400 Kommunen in Nordrhein-Westfalen – die Frage wurde auch ge-
stellt –, und selbst wenn es nur 50 Satzungen sind, bekommen wir einen Flickentep-
pich. Es wird Kommunen geben, die machen es nicht mit. Dann fahren Sie von Bonn 
nach Alfter oder von Essen nach Bochum – Sie merken gar nicht, dass Sie die Kom-
mune wechseln – und haben schon wieder ganz andere Regelungen und Lösungen. 
Vielleicht fährt der Gast sogar gezielt die 5 km mit dem Auto, um den Einwegmüll aus 
der einen in die nächste Kommune zu schleppen. Das kann nicht Sinn der Sache sein.  

Für uns in den Betrieben rechtfertigt der Aufwand nicht den Zweck. Das ist meine per-
sönliche Meinung. Wir haben eben schon gehört, dass man schon die Mehrwegange-
botspflicht in den Kommunen nicht gut umsetzen kann. Das ist auch meine Erfahrung 
aus Gesprächen mit Spitzenverbänden oder auch mit Kommunen, die im Übrigen hier 
und da hinter vorgehaltener Hand auch schon mal sagen: So eine Verpackungssteuer 
hat eher den Zweck der finanziellen Absicherung der Kommunen, als dass tatsächlich 
der heilige Zweck der Abfallvermeidung dahintersteckt. – Auch das zitiere ich hier – 
das habe ich mir nicht selbst ausgedacht –, ohne Namen zu nennen. Dann werde ich 
schon eher skeptisch. 
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Eine Sanktionierung bzw. eine Kontrolle der Mehrwegangebotspflicht ist nicht durch-
führbar. Das betrifft letztlich auch die Frage, wie steuerehrlich die Betriebe sind. Ich 
habe auch schon Stimmen aus betroffenen Städten gehört, in denen dann eine Null-
meldung abgegeben wird, und dann hat man sich mit der Sache auch irgendwie be-
schäftigt, indem man keine Steuern abführt. Ich möchte das Thema nicht vertiefen, 
was dem wieder für Vorschub geleistet wird.  

Am Ende des Tages habe ich keine Zeit, keine Lust, keine Ressourcen, keine Nerven, 
keine Energie dafür, mich durch eine siebzehnseitige Satzung zu kämpfen und zu gu-
cken, in welches Papierchen welches Essen verpackt ist und ob das dann vielleicht 
50 Cent kostet oder nicht, das meinem Gast zu erklären, der dann anfängt, sich mit 
mir zu streiten, und dann gleichzeitig noch ruhig zu schlafen, während der große Im-
biss mit Drive-in am Stadtrand deshalb keine Verpackungssteuer bezahlen muss, weil 
der Gast mit seinem Essen möglicherweise in die nächste Kommune fährt. Das ist 
Irrsinn. Für mich ist das alles nicht nachvollziehbar und nicht vermittelbar.  

Aber noch einmal ganz klar: Wir als Branche müssen uns daran beteiligen, Müll zu 
vermeiden. Ich arbeite sehr gerne mit jedem zusammen, der das echte Ziel hat, Müll 
zu vermeiden, und mir das glaubhaft klarmachen kann. Wir brauchen dafür – das habe 
ich schon öfter gesagt, und es wurde eben auch hier schon gesagt; ich unterstütze 
das – keine Flickenteppiche, sondern wir brauchen landes- oder sogar bundeseinheit-
liche Lösungen, und zwar auch mit einem vernünftigen, einheitlichen Rücknahme- und 
Pfandsystem für Mehrwegverpackungen. Dann gibt es auch Akzeptanz in der Bevöl-
kerung. Es ist nicht unsere Aufgabe als Branche, sondern es ist Ihre Aufgabe in der 
Politik, diese zu schaffen. Dafür müssen Ressourcen her, um flächendeckend vernünf-
tige Strukturen zu schaffen und nicht wieder irgendwie an die Kleinen heranzugehen. 

André Pietzke (Mehrwegverband Deutschland): Herr Rothkopf, danke für die Emo-
tionalität, die jetzt in die Debatte hineinkommt. Ich hatte schon gedacht, es wäre nur 
sehr sachlich. Wenn Sie jemanden suchen, der das Ziel hat, Müll tatsächlich zu ver-
meiden, dann sitzen wir gut nebeneinander und sollten, so wie wir das vorher auch 
schon getan haben, weiter in den Dialog eintreten. Grundsätzlich sind wir uns einig: 
Das Ziel soll die Müllreduktion im öffentlichen Raum sein. Das soll es bewirken. Das 
ist etwas sehr Gutes.  

Den Frust in der Umsetzung von Mehrweg kenne ich von der Anbieterseite. Ich bin 
ebenfalls Unternehmer. Ich habe ein Start-up, das im Mehrwegsektor arbeitet, aller-
dings in einer anderen Kategorie, also nicht im Bereich „to go“. Ich bin seit mehr als 
drei Jahren ehrenamtlich Vorsitzender des Mehrwegverbands und arbeite in diesem 
Zusammenhang schon die ganze Zeit ehrenamtlich in einer Umsetzungsinitiative, in 
der Mehrwegallianz mit dem WWF und ProjectTogether in Berlin, wo viele Projekte 
laufen.  

Es geht auch darum, die schlecht umgesetzte PPWR-Regelung zur Mehrwegange-
botspflicht so umzusetzen, dass sie tatsächlich wirksam ist. Ich bin bei Ihnen – Sie 
haben es gerade gesagt –: Da kommt etwas auf uns zu, und das ist ganz schön groß. 
Die Frage, die ich mir stelle – das wird auch hier behandelt –, lautet: Geht man 
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innovativ damit um, oder steckt man den Kopf in den Sand und wird überrollt? Entwe-
der schafft man praktikable Lösungen, wodurch tatsächlich etwas umgesetzt wird, die 
etwas reduzieren … Die Zahlen liegen auf dem Tisch. Wir sorgen zum Beispiel auch 
mit einem Partner in Freiburg gerade dafür, dass Nullmessungen und der aktuelle 
Stand nach der Einführung gegeneinandergesetzt werden können. Wir haben in Kon-
stanz gesehen, dass die Menge an Verpackungsmüll um 5 % reduziert wurde. Unge-
rechnet sind das 1 Million Becher weniger, 11 pro Einwohner. Da ist etwas passiert, 
das auch Wirkung zeigt.  

Die Frage lautet: Worauf fokussiert man sich? Herr Rothkopf, der Faktor, dass es für 
den Gastronomen schwierig ist, die Umsetzung zu machen, ist genau die Herausfor-
derung, die wir als Mehrwegsystemanbieter bzw. die alle, die darin sind, haben.  

Warum hat sich das noch nicht durchgesetzt? Es ist eine Henne-Ei-Problematik. Mehr-
weg heißt immer, dass Prozesse umgestellt werden müssen, und Prozessumstellun-
gen im gastronomischen Betrieb, beim Handel – egal wo im Mehrwegsektor –, bedeu-
ten erst einmal Aufwand, den niemand initial betreiben möchte, und zwar nicht, weil 
man nicht daran glaubt, es nicht machen möchte oder weil es zu teuer wäre, sondern 
einfach deshalb, weil es extra Aufwand neben dem Fokus ist, den man selbst als Gast-
ronom bzw. als derjenige, der etwas verkaufen möchte, hat. Es braucht Unterstützung 
und einen Grund dafür, das zu tun. Eine Verpackungssteuer kann ein Instrument sein, 
das schneller voranbringen zu können. Das ist der wichtige Faktor, den ich darin sehe, 
weshalb wir das sehr unterstützen.  

Eine Bundeslösung wäre eine super Sache, aber sie muss gut gemacht sein. Damit 
sind wir wieder bei der Umsetzungspflicht eines Mehrwegangebots. Die Umsetzung 
muss ordentlich gemacht werden. Es gibt gute Beispiele, die schon live sind: Konstanz, 
Tübingen, Freiburg etc.  

Wir als Verband sind auch dabei, selbst Mehrwegprojekte zu fördern. Wir haben eine 
große Förderung vom Bundesministerium bekommen, womit wir selbst Projektförde-
rung durchführen können. In München steht gerade etwas an, um Mehrweginfrastruk-
tur aufzubauen. Und es gibt schon viele gute Lösungen am Markt. Die sind meistens 
alle Mitglieder bei uns im Verband – sie organisieren sich –, damit zum einen politisch 
Klarheit herrscht, zum anderen aber auch eine Ansprechmöglichkeit vorhanden ist.  

Die Mehrwegsysteme wollen eine convenient gesetzte Lösung sowohl für die gastro-
nomischen Einrichtungen als auch für den Verbraucher. Das ist deren Angebot; das 
ist deren Job. Das können sie vor allem dann schaffen, wenn es skaliert, wenn es viele 
Akteure gibt, die mitmachen. Dann wird es günstiger, einfacher; dann wird es effektiv. 
Dafür braucht es aber Schützenhilfe. Es ist eine politische Entscheidung, wohin wir 
wollen. Darum geht es am Ende hier, weil es dafür Schützenhilfe braucht. Die Umstel-
lung ist prozessual. Das ist nicht der originäre Fokus der Betriebe. Wenn es da aber 
Hilfe gibt und man vor allem auch einen Grund hat, sich damit einmal zu beschäftigen, 
dann ist der Aufwand am Ende geringer. Man hat nämlich genauso Prozesse wie bei 
Einweglösungen; auch darum muss man sich kümmern. Die sind dann als Mehrweg 
organisiert, die Lösungen sind da, werden auch beratend von den Unternehmen ge-
macht, die alle Mitglieder bei uns sind.  
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In NRW – um das Beispiel zu nennen – gibt es in Köln Vytal vor Ort und auch als 
digitale Lösung. Wir haben mit RECUP den Marktführer in Deutschland, Relevo, Fair-
Cup etc. Sie alle sind als Möglichkeit da und können eine schnelle Implementierung 
möglich machen. Das ist auch der wichtigste Punkt für die Frage nach der Umsetzbar-
keit. NRW ist größer, es gibt größere Städte, und da gibt es natürlich andere Anforde-
rungen, aber die Umsetzbarkeit und das Angebot sind praktikabel und auch schnell 
machbar. Allerdings muss der Dialog stattfinden, damit es gut passiert. Eine Standard-
lösung wie das Konstanz gegenüber Tübingen versucht hat – so ein Vorgehen ist eine 
clevere Sache. Gleichsam glaube ich, dass die Kommunen es auch gut hinbekommen, 
zu entscheiden, wie sie es machen, weil sie in der Verantwortung gegenüber ihren 
Bürgern sind, das auch gut hinzukriegen. – Das zum groben Kontext.  

Ich gebe noch einen kleinen Hinweis zu der Abgrenzungsfrage, zu dieser komischen 
Regelung, welche Verpackung für welche Produkte genutzt wird und genutzt werden 
muss und die davon abhängigen Steuersätze. Die Grundfrage wird nicht hier entschie-
den, aber es ist beim Pfandsystem ganz grundsätzlich so, das Pfand mit Umsatzsteuer 
besteuert wird. Das ist nicht clever; darüber sollte man nachdenken. Ich weise nur 
darauf hin: Es gibt Regelungen, die ohnehin ein bisschen herausfordernd sind, und 
man kann es auch da schon ein bisschen vereinfachen und damit auch Wegförderung 
machen, damit es weiter vorangeht. Nur weil etwas in der Implementierung erst einmal 
herausfordernd ist, kann man trotzdem schauen, dass es progressiv nach vorne geht 
und wir vor allem als Standort in Deutschland mehrwegtechnisch vorangehen.  

Der letzte Hinweis. Europäisch sind Städte wie Lissabon dabei, eine komplette Um-
setzung anzulegen, auch mit großen Partnern wie dem Automatenhersteller TOMRA 
etc. Auch Kopenhagen und Aarhus sind Beispiele für Städte, in denen die Umsetzung 
passiert, wo auch viel Geld aus privater Hand reinfließt.  

Die eigene Verpackungssteuer hier ist eine Möglichkeit, dass wir in Deutschland wie-
der ein bisschen vorangehen können. Die Kommunen haben es in der Hand, diese 
Entwicklung vorwegzunehmen, sodass wir in Deutschland nicht weiter hinterherhin-
ken. Das ist für mich der wichtigste Part.  

Vorsitzende Vanessa Odermatt: Damit sind wir am Ende der ersten Runde ange-
kommen. Da Sie sich alle weitgehend an die Vorgaben gehalten haben, bleibt uns Zeit 
für eine zweite Runde. 

Martin Lucke (CDU): Herr Dr. Hollstein, Frau Lichtinghagen-Wirths, Sie begrüßen in 
Ihren schriftlichen Stellungnahmen die Weiterentwicklung des Einwegkunststofffonds 
hin zu einem Anti-Litteringfonds. Das wurde auch in Ihren ersten Antworten schon 
deutlich. Was wären die Vorteile? Können Sie Ihre Sicht noch genauer erläutern? 
Wäre ein solcher Fonds kommunalen Verpackungssteuern vorzuziehen?  

Herr Dr. Baumgartner, Sie schildern in Ihrer Stellungnahme, dass jährlich 500 t Abfall 
im öffentlichen Raum in der Stadt Konstanz anfielen und ein relevanter Teil durch Ein-
wegverpackungen für den Außerhausverzehr entstehe. Wie hoch ist dieser Anteil am 
gesamten Aufkommen des Straßenmülls, und wie ist das ermittelt worden? Sie haben 
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die Gesamtermittlung anhand der Müllfahrzeuge und dem Wiegen dargestellt, aber 
uns interessiert noch dieser Einzelanteil.  

Die letzte Frage richtet sich an die Vertreter der kommunalen Spitzenverbände. Sie 
führen an, dass die Verpackungssteuer zur Reduktion von Littering beitragen könne, 
betonen selbst aber auch, dass der Kontroll- und der Vollzugsaufwand nicht zu unter-
schätzen seien. Wo sehen Sie aus kommunaler Sicht die Grenze, ab wann der Ver-
waltungsaufwand für die Kommunen in keinem Verhältnis mehr zum ökologischen Nut-
zen steht? 

Justus Moor (SPD): Vielen Dank für Ihre Antworten. – Herr Dr. Baumgartner, meine 
erste Frage schließt daran an, wonach Kollege Lucke gerade gefragt hat: Können Sie 
uns praktisch aufzeigen, wie viel Personalaufwand – die Satzung zu erlassen, ist der 
eine Schritt – bei Ihnen im Rathaus notwendig ist? Welche Bürokratie gibt es? Wie 
viele Menschen sind mit der Kontrolle beschäftigt? Es geht um einen ganz praktischen 
Einblick Ihrerseits.  

Meine zweite Frage richtet sich ebenfalls an Herrn Dr. Baumgartner, aber auch an 
Herrn Pietzke und an Herrn Rothkopf. Können Sie sowohl aus dem Bereich der Gast-
ronomie als auch aus dem Mehrwegbereich sehr praktisch darstellen, wie ein gut um-
gesetztes Konzept in einer Stadt aussieht? Es wurde angesprochen: von McDonald’s 
bis zum kleinen Eiscafé. Wie kann man das praktisch ausgestalten, sodass man 
nicht – ich finde das Beispiel von Herrn Rothkopf sehr einleuchtend – plötzlich viele 
Mehrwegverpackungen sammelt und in dem Moment, in dem man den Burger haben 
möchte, einen Pizzakarton dabeihat? Das ist nicht ganz so praktisch.  

Meine dritte Frage richtet sich an den VKU und an die kommunalen Spitzenverbände. 
Inwieweit bewerten Sie ein landesweites Verbot, wie es im Antrag vorgeschlagen wird, 
als Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung? Ist das aus Ihrer Sicht rechtlich bzw. 
verfassungsrechtlich in Ordnung? 

Simon Rock (GRÜNE): Herr Dr. Baumgartner, gerade wurde die unterschiedliche Stu-
dienlage in Bezug auf die Müllvermeidung in Tübingen und Konstanz angesprochen. 
Mich interessiert Ihre Einschätzung dazu. Wie bewerten Sie die Diskussion bezüglich 
der Müllvermeidung auch mit Blick auf die Unterscheidung zwischen den Aspekten 
„Müllvolumen“ und „Müllgewicht“, die – wenn ich es richtig verstanden habe – bei der 
Interpretation der Studienlage eine gewisse Rolle spielen?  

Meine nächste Frage richtet sich explizit an Herrn Rothkopf und an Herrn Pietzke. Gerade 
wurde das Verpackungsgesetz auf Bundesebene angerissen. Ich habe ausweislich 
Ihrer Stellungnahmen herausgehört, dass dieses Verpackungsgesetz löchrig wie ein 
Schweizer Käse ist, was unter anderem auch daran liegt, dass es kein einheitliches 
Pfand- und Rücknahmesystem gibt, wie das beispielsweise bei den Getränkeverpa-
ckungen der Fall ist. Diese gibt es in vielen unterschiedlichen Größen, und trotzdem 
können sie alle einfach im nächsten Supermarkt konzentriert zurückgeben werden. 
Deshalb besteht auch eine Akzeptanz im Markt dafür. Welche Rahmenbedingungen 
müssten vorhanden sein, damit so ein einheitliches Pfand- und Rücknahmesystem 
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tatsächlich funktioniert und von den Verbraucherinnen und Verbrauchern sowie von 
den Gastronomen auch akzeptiert wird?  

Herr Dr. Baumgartner, Herr Pietzke, welche Mehrwegkapazitäten wären notwendig, 
um das professionell umzusetzen? Sie haben in Konstanz die Erfahrung gemacht, 
dass die Anzahl von Einwegverpackungen zurückgegangen ist. War es möglich, dies 
durch die vorhandenen Kapazitäten von Mehrwegverpackungen zu kompensieren? In 
dem Zusammenhang stellt sich mir auch die Frage, ob es heutzutage überhaupt schon 
für sämtliche von der Gastronomie angebotenen Produkte die passenden Mehrweg-
verpackungen auf dem Markt gibt oder ob es noch irgendwelche Lücken gibt.  

Dirk Wedel (FDP): Auch meinerseits ganz herzlichen Dank an die Sachverständigen 
für die bisherigen Stellungnahmen.  

Meine erste Frage richtet sich an Herrn Osing, an Frau Lichtinghagen-Wirths und an 
Herrn Sprengel. Frau Lichtinghagen-Wirths hatte zu Recht darauf hingewiesen, dass 
ab August 2026 die Neuregelung aus der Europäischen Verpackungsverordnung gilt. 
Herr Osing, der Städte- und Gemeindebund hatte in seinem Schnellbrief vom 20. Feb-
ruar 2025 darauf hingewiesen, dass durch diese europäischen Regelungen eine kom-
munale Verpackungssteuer unter Umständen als verfassungsrechtlich unzulässig an-
gesehen werden könnte, weil sie praktisch die gleiche Zielrichtung habe. – Das Bun-
desverfassungsgericht hat 2024 geurteilt. Diese Europäische Verpackungsverordnung 
ist erst am 11. Februar 2025 in Kraft getreten, konnte also vom Bundesverfassungs-
gericht nicht mitbetrachtet werden. Deswegen richte in an den eben von mir genannten 
Personenkreis die Frage: Wie wird die rechtliche Unsicherheit eingeschätzt, ob das 
Inkrafttreten dieser EU-Bestimmungen gegebenenfalls Auswirkungen auf die verfas-
sungsrechtliche Zulässigkeit einer kommunalen Verpackungssteuer haben könnte? 

Meine zweite Frage richtet sich an den Bund der Steuerzahler, an Herrn Dr. Baum-
gartner und an die kommunalen Spitzenverbände. Gerade wurden schwierige Abgren-
zungsfragen benannt, unter anderem die Frage: Wie sieht es eigentlich mit dem Drive-
in an der Stadtgrenze aus? Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung 
sehr stark geprüft, ob bei einer typisierenden Betrachtungsweise davon ausgegangen 
werden könne, dass die Speise tatsächlich auf dem Gebiet der jeweiligen Kommune 
konsumiert wird. An dieser Stelle sind sehr viele Dinge zu bedenken. Deswegen sind 
die Anwendungshinweise der Stadt Tübingen auch 22 Seiten lang. Für wie streitbe-
fangen halten Sie diese Regelungen zu einer kommunalen Verpackungssteuer? Gibt 
es schon erste Erfahrungen, wie viele Menschen sich dagegen wehren? Wie viele Kla-
gen sind zu erwarten oder in Konstanz auch schon eingegangen?  

Meine dritte Frage stelle ich Herrn Dr. Hollstein – er hat das in seiner Stellungnahme 
thematisiert –: Welche Lücke soll eine kommunale Verpackungssteuer zusätzlich zu 
den Mehrwegangebotspflichten und den ab August durch die EU-Verpackungsverord-
nung vorgegebenen bzw. den bestehenden Vorgaben schließen? Die Frage richte ich 
außerdem an Frau Lichtinghagen-Wirths, an den Bund der Steuerzahler und an die 
kommunalen Spitzenverbände.  
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Vorsitzende Vanessa Odermatt: Die AfD-Fraktion hat keine weiteren Fragen? 

(Sven Werner Tritschler [AfD]: Keine weiteren Fragen!) 

– Dann kommen wir jetzt zur Beantwortung in der zweiten Runde. Wir beginnen mit 
Herrn Dr. Hollstein vom VKU, weil er nur bis 11:30 Uhr Zeit hat. Danach gehen wir 
wieder in der Reihenfolge des Tableaus vor. 

Dr. Andreas Hollstein (Verband kommunaler Unternehmen, Landesgruppe Nord-
rhein-Westfalen [per Video zugeschaltet]): Im weiteren Verlauf kann auch Frau 
Lichtinghagen-Wirths aus der Praxis heraus die Meinung unseres Verbands vertreten.  

Bevor ich in die eigentliche Beantwortung einsteige: Wir sprechen vor allem deswegen 
über das Problem des Litterings, weil sich Menschen falsch verhalten. Wir sollten also 
den Gedanken der Prävention stärken und Menschen darauf aufmerksam machen, 
ehe wir sie gängeln, damit sie vernünftig mit der Umwelt umgehen und Sachen nicht 
irgendwo entsorgen. Wir haben funktionierende Entsorgungsströme. Das Littering-
problem würde nicht auftauchen, wenn sich Menschen anders verhielten, also zum 
Beispiel Papierkörbe nutzten, sodass das in die normalen Entsorgungsströme münden 
würde. Das vorweg; das ist ein Thema, was bei mir immer wieder emotional vorkommt. 
Das Problem ist zunächst einmal ein Fehlverhalten von Menschen, und es ist kein 
Steuerungsproblem.  

Dann kommt die Abwägung. Damit gehe ich auf die Frage von Herrn Lucke ein. Wenn 
man eine Bundeslösung schafft, hat das Vorteile. Das ist zugleich auch ein bisschen 
die Antwort auf die Frage von Herrn Wedel. Wir haben zwar die europäische Vorgabe, 
dass wir uns in einer bestimmten Art und Weise verhalten müssen, aber wir haben es 
noch nicht umgesetzt. Jetzt müssen wir uns auf der Bundesebene – ich halte es dort 
für richtig adressiert – Gedanken machen, wie wir das vernünftig umsetzen. Wenn da 
eine Lösung gefunden wird, erübrigt es sich, auf der kommunalen Ebene irgendeine 
Regelung einzuführen. Natürlich sind die Kommunen gut beraten, jetzt hinzugucken 
und sich zu überlegen bzw. abzuwägen: Was kommt auf der Bundesebene? Lohnt es 
sich für mich, diesen Aufwand zu betreiben, eine Konzeption zu erstellen, eine Debatte 
im Stadtrat zu führen, die Menschen aufzuklären, wenn ich weiß, dass so etwas in 
absehbarer Zeit auf der Bundesebene kommen könnte?  

Ich bin ehemaliger Bürgermeister und würde in meiner Kommune pragmatisch abwar-
ten, wenn sie vom Littering so stark betroffen wäre, wenn da eine so große Vermüllung 
wäre – das gilt auch in Köln –, ob jetzt eine Lösung kommt oder nicht. Diese Lösung 
muss gut gemacht sein. Wir Deutschen sind häufig viel zu detailverliebt, um so etwas 
zu machen.  

Man soll den Kommunen den Raum geben, sonst könnte man mit demselben Argument 
„Wir brauchen jetzt eine Landeslösung“ auch sagen: Wir brauchen eine einheitliche Ge-
werbesteuer; wir brauchen einheitliche Kindergartengebühren; wir brauchen einheitli-
che Abwassergebühren. – Wir sind nicht einheitlich im Land. Die etwa 400 Kommunen 
sind höchst unterschiedlich. Deshalb glaube ich: Wenn der Raum gegeben würde, so 
eine Satzung in einer Einzelfallabwägung zu erstellen, würden wir in ganz Nordrhein-
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Westfalen nur sehr wenige solcher Satzungen sehen, und das ausschließlich in Groß-
städten oder in touristischen Hotspots. Ansonsten wird sich das niemand antun. 

Die Menschen sprechen auch miteinander. Wenn beispielsweise bei Frau Lichtingha-
gen-Wirths – sie kann es gleich beantworten – die Kommunen, die bei ihr im Verband 
gebündelt sind, an sie herantreten und fragen: „Was halten Sie davon?“, dann wird sie 
eine steuernde Wirkung haben und auch die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
dazu bringen, dass nicht einzelne kleine Kommunen ausscheren.  

Herr Osing kann das für die kleineren Städte und Gemeinden in NRW sagen: Die 
Städte und Gemeinden in NRW haben derzeit mit ihren Mannschaften in den Kämme-
reien andere Probleme, als eine Verpackungssteuersatzung zu entwerfen. – Das ist 
meine Sicht. 

Ich kann keine abschließende verfassungsrechtliche Einordnung vornehmen – das 
war die Frage von Herrn Moor –, aber man sollte genau wie bei anderen Bereichen 
allen Pragmatismus walten lassen: Eine Straßenreinigungssatzung ist eine örtliche 
Angelegenheit; die Verpackungssteuer ist örtlich, wenn es ein örtliches Problem ist 
und solange es nicht bundesweit geregelt wird. Wir brauchen keine Landesregelung 
und schon gar kein Verbot. Verbote erklären nichts; Verbote bedeuten nur das Droh-
nen mit dem Zeigefinger im Sinne von: Das darfst du so nicht machen.  

Wenn wir eine bundeseinheitliche Lösung bekommen würden, müssten wir das Prob-
lem lösen, dass viele Stoffe derzeit nicht von der Einwegkunststoffverbotsverordnung 
erfasst sind. Diese Verordnung müsste so aufgebohrt werden, dass auch andere 
Stoffe wie zum Beispiel Pizzakartons oder Piekser für Fritten aufgenommen werden.  

Ich sage es noch einmal – damit schließe ich –: Es ist ein Fehlverhalten der Menschen. 
Wir alle, ob in der Gastronomie oder auch die bei uns als Mitglieder im VKS und im 
VKU vorhandenen Abfallbetriebe – die tun das auch –, sollten uns weiterhin der Auf-
klärung widmen, an die Bürger herantreten und so versuchen, das möglich zu machen. 
Nicht jeder Bürger und jede Bürgerin wirft irgendwo etwas in den Busch, sondern es 
sind einzelne Personen, die sich falsch verhalten. Man muss vielleicht auch einmal 
den kleinen Weg gehen und Menschen darauf aufmerksam machen, bevor man Re-
gelungen erlässt.  

Vorsitzende Vanessa Odermatt: Vielen Dank, Herr Dr. Hollstein, für die Antworten 
und dafür, dass Sie uns heute zur Verfügung gestanden haben. 

(Dr. Andreas Hollstein [Verband kommunaler Unternehmen NRW {per 
Video zugeschaltet}]: Gerne!) 

Tim Bagner (Städtetag Nordrhein-Westfalen): Herr Lucke fragte nach der Grenze 
des Nutzens oder die Abwägung beim Kontrollaufwand. Wir haben in unserer Stellung-
nahme darzustellen versucht, wie das bisherige Verhältnis in den Städten ist, die sie 
eingeführt haben oder die planen, sie einzuführen. Das wird auch Herr Baumgartner 
beantworten können. Wir sehen, dass es dort schon einen hohen Nutzen gibt im Ver-
hältnis zum Aufwand. Der Initialaufwand, sie einzuführen – das ist auch schon heraus-
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gekommen –, die Frage der Beteiligungsprozesse mit der lokalen Gastronomie, mit 
dem Handel, verlangen am Anfang erhebliche personelle und auch finanzielle Res-
sourcen. Aber mit der Dauer der Laufzeit spielt sich das sehr gut ein, sodass es sich 
dann um ein klassisches Steuerverfahren handelt, das teilweise auch durch eine halbe 
oder eine Dreiviertelvollzeitäquivalentstelle in der Verwaltung gemanagt werden kann.  

Wir hören aus Konstanz, dass der Unmut im Gewerbe deutlich nachgelassen hat, und 
zwar auch aufgrund der Vielzahl von Angeboten für Kommunikation, für Aufklärung, 
um offene Fragen zu beantworten. Das gilt gerade auch im Hinblick auf die Frage, 
welche Produkte davon betroffen sind. Wir hören, dass das sehr gut funktioniert und 
dass es sich nach einer ersten Welle des Miteinanders ziemlich gut eingespielt hat. 
Die Nutzungsgrenze ist am Ende immer auch eine Frage der individuellen Entschei-
dung, der individuellen Abwägung einer Stadt. Man kann pauschal nicht behaupten, 
dass der Aufwand stets in keinem Verhältnis zum Nutzen stehe.  

Herr Moor, wir haben es deutlich gemacht: Abseits der Diskussion, wie wirksam eine 
kommunale Verpackungssteuer ist – das ist die eine Diskussion –, gibt es noch die 
andere Diskussion darüber, ob man hiermit in die kommunale Autonomie eingreift, zu 
sagen, dass wir diese Steuer erheben oder nicht erheben dürfen. Wir wehren uns ent-
schieden dagegen, ein grundsätzliches Verbot auszusprechen. Wir glauben, dass die 
Rechtslage wie sie ist und wie sie vom Bundesverfassungsgericht bestätigt worden ist, 
wonach so eine Steuer eingeführt werden kann, vollkommen ausreichend ist.  

Es ist auch deutlich geworden: Wir gehen nicht davon aus, dass sie flächendeckend 
in 396 Kommunen eingeführt wird. Wir erleben in unseren Gremien, in unseren Dis-
kussionen sehr viele Städte, aus denen es heißt: Wir prüfen das, wir schauen uns das 
an, aber es ist kein Modell für uns. Wir gehen einen anderen Weg der Abfallvermei-
dung. – Andere Städte aber gehen diesen Weg. Das sollte ihr gutes Recht sein. Das 
wurde vom Verfassungsgericht so normiert. Ein einseitiges Verbot durch den Landes-
gesetzgeber im Kommunalabgabengesetz halten wir für falsch; das sollte nicht weiter-
verfolgt werden.  

Zu der Frage von Herrn Wedel, ob es eine Lücke gebe, die durch die Verpackungs-
steuer abgedeckt werde, und wie sie sich in Relation zu den anderen, schon am Markt 
existierenden Gegebenheiten verhalte. Der Einwegkunststofffonds und die Verpa-
ckungsverordnung auf europäischer Ebene wurden angesprochen. Man muss ein 
bisschen abschichten. Der Einwegkunststofffonds und auch die Verpackungsverord-
nung haben einen anderen Adressaten. Durch sie werden die Hersteller von Verpa-
ckungen, die Hersteller von Materialien adressiert, die ganz konkrete neue Vorgaben 
erfüllen müssen.  

Beim Einwegkunststoff ist es nicht so, dass es sich um normative Aussagen im Sinne 
von: „Die Verpackung muss sich verändern“ handelt. Laut Einwegkunststofffonds 
muss lediglich für das, was in den Verkehr gebracht wird und was nachweislich ein 
Einwegkunststoffprodukt nach diesem Fonds ist, gezahlt werden. Teile des Geldes 
gehen an die Antragsberechtigten, die den öffentlichen Raum reinigen und diese Pro-
dukte bei uns im öffentlichen Raum finden. Dafür bekommen sie dann Geld. Das läuft 
erst in diesem Jahr und im nächsten Jahr so richtig an. Man wird sehen, was das 
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auslöst. Es werden aber andere Akteure adressiert als diejenigen, die als Gastrono-
men, als Handel Produkte in den Verkehr bringen.  

Jene haben die Möglichkeit, bei der Verpackungssteuer dem auszuweichen. Es ist 
nicht so, dass es konkrete Vorgaben an die Produkte gäbe, sondern es gibt die Vor-
gabe: Wenn du das herausgibst, dann zahlst du dafür eine Steuer. Ob du die an deine 
Kunden und Kundinnen weitergibst, steht auf einem anderen Blatt, aber du zahlst die 
Steuer. Du hast aber die Option, über Mehrweglösungen oder andere Vermeidungslö-
sungen darauf zu verzichten, also die Steuer nicht zu zahlen, weil du deine Prozesse 
so umstellst, dass du komplett auf Mehrweg setzt.  

Deswegen wird mit der Verpackungssteuer der Ressourcenverbrauch besteuert. Hier-
mit möchte man nicht unbedingt das Produkt als solches, das Einwegprodukt, verän-
dern, sondern Abfallvermeidung realisieren. Das ist das oberste Prinzip der Abfallhie-
rarchie. Wir wollen dafür sorgen, dass die Ressource, die jetzt in Einwegprodukte 
fließt, nicht mehr dorthin geht, sondern in den Bereich des Mehrwegs.  

Insofern hat die Verpackungssteuer auf kommunaler Ebene einen anderen Zielwert, 
eine andere Orientierung als die Verpackungsverordnung oder auch der Einwegkunst-
stofffonds. Bei beiden stehen stärker die folgenden Fragen im Fokus: Wie ist das Pro-
dukt designt? Nutzt man Mehrwegangebote? Ist es ready for recycling? Das sind an-
dere Aspekte, die hierbei eine Rolle spielen, als bei einer Verpackungssteuer. Insofern 
sehen wir es nicht so, dass eine Verpackungsverordnung, wenn sie jetzt sukzessive 
umgesetzt wird, eine Verpackungssteuer auf kommunaler Ebene obsolet macht. 

Dr. Johannes Osing (Städte- und Gemeindebund NordrheinWestfalen [per Video 
zugeschaltet]): Ich gehe auch kurz auf die Frage von Herrn Moor ein, bevor ich die Fra-
gen beantworte, die speziell an mich gerichtet wurden. Die Frage lautete, ob ein landes-
weites Verbot als Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung gewertet werden müsste. 
Ja, das ist auf jeden Fall so. Deswegen ist es wie bei allen Eingriffen in verfassungs-
rechtlich gewährte Garantien wichtig, dass sich in einem Gesetz dann logischerweise 
auch zu der Frage der Verhältnismäßigkeit geäußert bzw. der Eingriff auch hinreichend 
begründet wird. 

Grundsätzlich ist es so, dass diese Erhebung von örtlichen Verbrauch- und Aufwand-
steuern die Kehrseite der Medaille ist, dass den Kommunen eine kommunale Selbst-
verwaltung zusteht. In diesem Kontext ist wichtig, dass sie selbstständig die Möglich-
keit haben, zumindest zu einem gewissen Teil auch für ihren Finanzbedarf sorgen zu 
können und nicht komplett von Steuern von Bund und Land abhängig zu sein. Deswe-
gen sieht das Grundgesetz diese Möglichkeit ausdrücklich vor. Daher ist aus meiner 
Sicht zu begründen, warum scheibchenweise bestimmte Arten von Aufwand- und Ver-
brauchsteuern jeweils individuell verboten werden sollen.  

Herr Wedel fragte – jetzt komme ich auf das eigentliche Abfallrecht zu sprechen – nach 
Widersprüchen zum EU-Recht und sprach unseren Schnellbrief von Februar 2025 an. Sie 
haben zu Recht darauf hingewiesen. Als Städte- und Gemeindebund haben wir unsere 
Mitglieder Anfang des vergangenen Jahres zunächst noch etwas zurückhaltender 
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beraten, weil sich noch einige konkrete Fragen gestellt hatten, bei denen noch nicht 
absehbar war, in welche Richtung sie sich entwickeln würden. Die Kolleginnen und 
Kollegen haben zu Recht bereits angesprochen, dass ein EU-weites Verpackungs-
recht kommt. Ab August 2026 wird dieses Recht schrittweise wirksam – es kommen 
noch weitere Initiierungsstufen –, wodurch das Verpackungsrecht in Europa insgesamt 
neu geregelt werden wird. Von dem Hintergrund, dass es aber zusätzlich noch einer 
Umsetzung auf der Bundesebene bedarf – es gibt einige Detailfragen, deren Klärung 
laut EU-Verordnung ausdrücklich den Mitgliedstaaten überlassen bleibt –, haben wir 
damals in dem Schnellbrief gesagt: Wir können aktuell noch nicht abschätzen, ob und 
wie seitens der Bundesregierung auch das spezielle Thema „Mehrwegangebote für 
den To-go-Verzehr von Gastronomiebetrieben“ im Rahmen dieses Gesetzes anders 
als im geltenden Recht geregelt wird. Deswegen haben wir den Hinweis gegeben, lie-
ber erst einmal abzuwarten, ehe man Aufwand betreibt, der vielleicht obsolet hätte wer-
den können, wenn sich der Bundesgesetzgeber zum Beispiel entschieden hätte, eine 
bundesweit einheitliche Lösung in welcher Form auch immer zu schaffen.  

Wir haben dann allerdings im Dezember den Entwurf des Durchführungsgesetzes des 
Bundes erhalten und dementsprechend am 19. Dezember 2025 einen weiteren 
Schnellbrief zu dem Thema erstellt. Darin haben wir darauf hingewiesen, dass sich der 
Bundesgesetzgeber nach unserer Auswertung wohl leider recht ambitionslos verhal-
ten wird. Das heißt: Der Status quo soll erst einmal fortgeschrieben werden. Da es 
insofern erst einmal bzw. unmittelbar keine Änderung mit Relevanz für die Frage ge-
ben würde, welche Betriebe vor Ort in der Gastronomie Mehrwegalternativen anbieten 
müssten, haben wir vor diesem Hintergrund auch gesagt, dass es aus unserer Sicht 
erst einmal keinen Konflikt mit einer kommunalen Verpackungssteuer geben würde.  

Sie haben noch auf das Bundesverfassungsgericht abgestellt und auch dazu konkrete 
Abgrenzungsfragen gestellt, speziell dazu, wie es zum Beispiel mit Betrieben wie dem 
Drive-in an der Stadtgrenze wäre. Dazu ist zu sagen: Jeder Mensch ist grundsätzlich 
frei, wie er seinen Verzehr durchführt. Es lässt sich mit einer Regelung am Ende nur 
sehr schwer eingrenzen, wo jemand tatsächlich von seiner Verpackung Gebrauch 
macht und das Produkt zu sich nimmt. Eine gewisse Typisierung ist in solchen Sat-
zungen deswegen in der Regel zulässig, weil nicht angenommen werden kann, dass 
es der Regelfall ist, dass alle Produkte, die im örtlichen Bereich erworben werden, 
direkt außerhalb des Ortes verbracht und erst dort verzehrt werden.  

Ich sehe in dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts eher die interessante 
Frage: Wie ist es mit kleineren Betrieben? Das Bundesverfassungsgericht hat gesagt, 
dass zumindest der damals klagende Fast-Food-Betrieb mit dem Aufwand durchaus 
leben könnte. Das heißt aus unserer Sicht aber nicht automatisch, dass jeder kleinere 
Betrieb vom Bundesverfassungsgericht ohne Weiteres als tragfähig gehalten wird, so 
einen Aufwand zu stemmen. Das wurde eben schon von anderen Sachverständigen 
ausgeführt.  

Deswegen sagen wir den Städten und Gemeinden in der Beratung: Berücksichtigt bitte 
diese konkrete Situation. Es ist aus unserer Sicht nicht zielführend, wenn der Fast-Food-
Betrieb vor Ort die Steuer zwar zahlt, aber trotzdem derselbe Einwegmüll weiterhin im 
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Stadtgebiet landet, während der kleinere, inhabergeführte Betrieb vielleicht deshalb 
schließen muss. Deswegen muss man sich auch mit der Frage auseinandersetzen, ob 
man solche kleineren Betriebe in der Satzung auslässt – auch das lässt sich aber vor 
Ort regeln –, oder sagen: Wir helfen denen durch die Einführung von Mehrwegange-
boten, wie das zum Beispiel in Tübingen der Fall war. – Dort hat man dieses Problem 
auch gesehen und entsprechend berücksichtigt.  

Zu der Frage, welche Lücke so eine Satzung am Ende des Tages auf kommunaler 
Ebene schließe. Die aktuelle Mehrwegangebotspflicht betrifft ausschließlich Einweg-
kunststofflebensmittelverpackungen. Ich habe es gesagt: Das wird sich in den nächs-
ten Jahren auch erst einmal nicht ändern. Einwegkunststoff, also Verpackungen, die 
auch Einweg sind, etwa aus Aluminium oder Pappe, sind gerade nicht erfasst. Da be-
steht aktuell weiterhin eine Lücke. Mit Blick darauf kann durch eine Verpackungs-
steuer – das wurde ausgeführt – ein Anreiz gegeben werden, Mehrweg einzuführen.  

Es gibt im Übrigen diverse Fragen, wie ein Mehrwegangebot attraktiver werden kann, 
sodass es leichter genutzt werden kann. Diese Fragen stellen sich zwar, aber es stellt 
sich auch die Frage, ob das ein Grund sein muss, deswegen solch eine Steuer von 
vornherein gar nicht erst erheben zu dürfen. Das sehe ich nicht so. 

Dr. Philipp Baumgartner (Stadt Konstanz [per Video zugeschaltet]): Vielen Dank für 
eine gute Diskussion über ein relevantes Thema in unserer Gesellschaft. – Ich stimme 
den Vorrednern zu, dass die Einführung einer Verpackungssteuer eine Antwort auf zwei 
Probleme ist: die Zunahme von Müll im öffentlichen Raum und die Kosten, die von den 
Kommunen, also von der Gemeinschaft, getragen werden. Mit der Verpackungssteuer 
wird genau da angesetzt, um das zu steuern. Das wurde von manchen Vorrednern ein 
bisschen anders dargestellt.  

Herr Lucke, zu den 500 t, die bei uns anfallen. Es wurde auch von anderen bereits 
angesprochen: Verpackungsmüll selbst ist oft sehr leicht. Er macht zwischen 7 und 
8 % des Gewichts aus, zum Teil ist es sogar noch weniger. Mit Essensresten kann 
man ungefähr auf 20 % kommen; das umfasst auch Glasflaschen, Hundekotbeutel, 
Windeln etc. Es sind auch noch andere Sachen in öffentlichen Mülltonnen, aber ich 
möchte nicht zu sehr einsteigen. Das ist ein Baustein.  

Nicht zu unterschätzen ist, dass insbesondere große Verpackungen den Mülleimer oft 
verstopfen und deswegen eine häufige Leerung notwendig machen, auch wenn er 
vielleicht überhaupt nicht voll ist. Das Extrembeispiel ist ein Pizzakarton, aber auch die 
Verpackung eines Hamburgers oder so etwas kann einen Mülleimer verstopfen, ins-
besondere dann, wenn es viele sind. Wir analysieren gerade noch, inwiefern wir mit 
der Routenplanung usw. nachjustieren können. Die Hoffnung ist, da weniger Aufwand 
zu haben.  

Seitens der SPD wurde nach dem Personalaufwand bei der Einführung gefragt. Kon-
stanz hat etwa 80.000 Einwohner. Ich finde das, was der Kollege gerade sagte, sehr 
passend. Wir hatten bei uns anfangs bestimmt eine Art Welle der Empörung: „Wie 
sieht diese Veränderung aus? Soll das tatsächlich kommen? Falls das kommt, wie 
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kommt das? Was bedeutet das für mich?“, und dann hieß es: „Okay, es kommt jetzt. 
Wie gehe ich damit um, und was brauche ich?“  

Konstanz hat sich am Anfang beratend mit den Gastronomen zusammengesetzt. Wir 
haben uns angeschaut, was es für Lösungen in Tübingen gibt, und wir haben vorge-
stellt, was es für Mehrweglösungen gibt. Das ist im ersten halben Jahr ein Personal-
aufwand, der vielleicht einer halben Stelle entspricht, dann aber deutlich geringer wird. 
Es gibt immer noch Anrufe. Wir verweisen dann auf Lösungen. Wir haben jetzt ein 
bisschen Erfahrung. Es gibt sogar eine kleine Arbeitsgruppe unter Gastronomen, die 
in der sie sich gegenseitig austauschen. In der Kämmerei bei uns wird die Abwicklung 
über eine 50-Prozent-Stelle gehandhabt.  

Zum Thema „Kontrollen/Ahndung“. Bei uns wird das mit dem Bürgeramt gemeinsam 
gemacht; das erteilt Veranstaltungserlaubnisse und begleitet dann auch zum Teil die 
Stände. Wichtig ist, dass diese Anforderungen in dem Genehmigungsprozess klar for-
muliert werden; da haben wir das eingefügt. Es gab bis zum letzten Jahr eine Ahndung. 
Ein Betreiber hat dagegen verstoßen, nachdem er darauf aufmerksam gemacht wor-
den war, sodass die Stadt dann eine Ahndung ausgesprochen hat. Ansonsten hat es 
immer gereicht, zu informieren und mit den Betroffenen in den Austausch zu gehen.  

Wir hatten Fälle bei uns auf dem Weinfest: Dort hatte jemand aufgebaut, aber noch 
nicht die passenden Lösungen im Sortiment. Derjenige wurde am ersten Tag ange-
sprochen und hat am nächsten Tag eine Mehrweglösung anbieten können, weil er mit 
einem Gastronomen einen Deal gemacht hat und sich bei dem die Sachen geholt hat. 
Das geht also, und zwar auch bei unseren größeren Sachen. Wir haben einen Weih-
nachtsmarkt, der mit einem weiteren Großversorger einen Deal gemacht hat, sodass 
dieser den gesamten Weihnachtsmarkt bestückt hat. Das waren verschiedene Buden, 
die das dann alle über ein Mehrwegsystem gelöst haben. Das ist also auch bei 
Großevents etc. technisch machbar. Es wurde vorhin angesprochen: Es geht darum, 
Prozesse ein bisschen anders zu denken, anders vorzubereiten.  

Wie sieht eine gute Umsetzung aus? Wie viele Mehrwegverpackungen sammeln wir? 
Das ist total unterschiedlich. Wir haben einen lokalen Fast-Food-Anbieter, der eine 
eigene gebrandete Mehrweglösung angeboten hat, weil es für ihn eine Art der Kun-
denbindung sei: Kunden kämen wieder zu ihm, wenn sie es zurückbrächten, und hol-
ten sich dann etwas Neues. Wir haben sehr viele, die auf bekannte Marktanbieter zu-
rückgreifen. Der größte ist wohl REBOWL; es gibt aber auch ein paar andere.  

Es gibt auch eine Retro-Bewegung hin zu Porzellan und Glas. Im Strandbad gibt es 
jetzt wieder Porzellanteller. Darauf ist Pfand, und mit einer Pfandmarke bringt man das 
Geschirr wieder zurück. Das funktioniert, und die gehen auch nicht alle kaputt. Es ist 
ein bisschen so, wie es vor 30 Jahren war, und gerade viele ältere Bürger finden es 
gut, dass man wieder so denkt. Es gibt in Konstanz eine Gastronomin, die mir klar 
vorgerechnet hat, dass es für sie jetzt günstiger ist. Davor hat sie Wegwerfverpackun-
gen eingekauft; das war ein Kostenpunkt. Jetzt hat sie so Abo von einem Anbieter, 
was netto weniger kostet, und es rechnet sich. Sie kann das relativ gut in ihre Prozesse 
einbauen. Das ist aber auch eine Sache, bei der Betroffene gucken müssen, was für 
sie gut passt.  
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Ich komme zu den Fragen der Grünen nach Datengrundlage und Qualität. Dazu wollte 
ich ein bisschen richtigstellen, was Herr Sprengel vom Bund der Steuerzahler dazu 
gesagt hat, wie valide die Daten sind. In Tübingen gab es eine Masterarbeit, die gut 
gemacht wurde, in der mit Propensity Score Matching, einem gebauten Vergleich, ver-
sucht wurde, die Reduktion zu schätzen. Die haben keine Signifikanz herausgefunden, 
haben aber methodisch die Schwäche, dass sie keine Before-After-Daten und auch 
keine Vergleichsgruppe hatten. Die haben das als Methode sauber gemacht, aber es 
ist nicht so belastbar.  

Wir in Konstanz hatten – in Anführungsstrichen – das Glück, dass wir schon aus den 
vier Jahren davor tagesgenaue Daten von unseren Müllfahrzeugen hatten und dann 
die Einführung erfolgte. Das entspricht also ungefähr einem natürlichen Experiment. 
Insofern sind unsere Ergebnisse statistisch sehr viel robuster und belastbarer als die 
aus Tübingen. Sie können sehr gerne mit den Kollegen von der Uni, die uns begleitet 
haben, ins Gespräch gehen. Was evidenzbasierte Sachen angeht, ist das sehr gut.  

Ich bin sehr gespannt auf Freiburg. Freiburg hat zum einen eine gute Grundlage, weil 
sie eine Baseline machen, und sie haben einen spannenden Ansatz, weil sie versu-
chen, über die Gastronomie, über die Getränkelieferanten eine Spüllösung für das 
Stadtgebiet zu promoten, die dann auch für kleine Betriebe Mehrweglösungen mit-
nimmt, spült und ihnen wieder zurückbringt. Viele Getränkelieferer haben bei kleinen 
Anbietern bereits einen Schlüssel für den Getränkekeller, nehmen die leeren Bierkis-
ten mit und stellen die vollen rein. Analog dazu könnten sie auch Mehrweggeschirr 
mitnehmen. Das wird dort momentan entwickelt.  

Wir in Konstanz haben das noch nicht für uns übernommen, weil wir erst sehen möch-
ten, wie es in Freiburg klappt. Aber auch hier gilt: Sobald eine Steuer anfällt und Ver-
änderungsdruck ins System kommt, kommen auch neue Anbieter mit anderen Lösun-
gen auf, die dann Lücken schließen. Ja, es ist eine Veränderung, aber ich glaube, es 
ist eine Veränderung in eine gute Richtung.  

Die FDP fragte zu den Themen „rechtliche Unsicherheit“ und „schwierige Abgrenzung“. 
Wir haben bei uns noch keine Klagen oder Ähnliches von Bürgern. Wir haben auch 
den Fall, dass große Systemgastronomen wie McDonald’s, Burger King usw. das an-
fangs nicht klar ausgewiesen haben; sie haben die Steuer also nicht direkt an den 
Konsumenten weitergegeben. Dann wurde zuerst gesagt: Ihr erhebt die Steuer über-
haupt nicht. – Das muss nicht ausgewiesen werden; das kann auch einfach eingepreist 
und dann abgeführt werden. Inzwischen weisen sie es aus. Dann gab es eher Nach-
fragen, warum es da nicht läuft und so.  

Ich will nur sagen: Wir wollen unsere kleinen und örtlichen Gastronomen eigentlich 
eher stärken. Das war nicht die Intention dieser Steuer, aber man muss sich schon 
vorstellen, was auf so einem Systemgastronom-Tablett oder in einer Take-away-Tüte 
im Auto alles an Verpackung anfällt: Da ist die Steuer oft zwei- oder dreimal fällig. 
Dann ist die lokale Bude oft günstiger. Nach meinem Dafürhalten gib es also eher den 
Effekt, dass kleinere lokale Gastronomen damit, was sie an Verpackungslösungen ha-
ben, den Großen gegenüberstehen. Gleichzeitig haben uns auch die Großen ange-
sprochen. Eine Geschäftsführung hat mir gesagt, sie habe durch die Steuer endlich 
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einen Anlass, ihre Geschäftsführer in Brüssel anzusprechen, ob nicht ein, zwei Verpa-
ckungsitems auf dem Tablett weggelassen werden können, damit sie weniger Steuern 
zahlen. – Es gibt also auch da eine gute Lenkwirkung durch eine solche Steuer. 

Ich möchte anekdotisch schließen. Als wir die Einführung besprochen haben, hatte ich 
mit einem Pommesbudenbetreiber in Tübingen Kontakt, der anfangs skeptisch war. 
Dann hat er erzählt, dass er jetzt nicht mehr dreimal am Tag eine volle Mülltüte mit 
alten, stinkende Pommesschalen bei sich im Kiosk noch irgendwie unterbringen 
müsse, sondern deutlich weniger. Er ist inzwischen froh, dass es diese Lösung gibt.  

Diese Umstellung kostet ein bisschen Energie und Zeit, aber ich glaube, sie ist in vie-
lerlei Hinsicht positiv, und zwar auch für die Betreiber, die natürlich trotzdem eine Um-
stellung brauchen. 

Monika Lichtinghagen-Wirths (Bergischer Abfallwirtschaftsverband): Herr Lucke, 
wir haben es in unserer Stellungnahme bereits ausgeführt. Wir sind auf das Einweg-
kunststofffondsgesetz eingegangen, mit dem wir uns schon seit zwei Jahren intensivst 
beschäftigen. Eigentlich sollte es im letzten Jahr im Mai ans Laufen kommen; der 
Fonds war gefüllt, und man wollte Geld verteilen, wusste aber noch nicht, wie. Daran 
arbeitet der Bund heute noch mit, ich glaube, 32 Leuten.  

Vom Ansatz her halten wir die Vorgehensweise für richtig, das Ganze auf der Bundes-
ebene zu regeln. Es müssten aber Korrekturen vorgenommen werden.  

Erstens – Herr Osing hat das schon angesprochen –: Man hat sich nur auf Kunststoffe 
kapriziert, und das ist der falsche Weg, weil klar war: Sobald Kunststoffe einbezogen 
werden, wofür Geld gezahlt werden soll, geht man auf andere Stoffe – so ist es dann 
eben – wie Papier, Pappe, Holz, Bambus oder sonstige Verpackungsmaterialien. Da 
ist die Industrie sehr erfinderisch. Das wird damit nicht abgedeckt. Es muss erweitert 
werden; es sollte ein Littering-Gesetz werden. Aber ich halte es für richtig, es bundes-
weit zu machen.  

Zweitens: Auch ein ganz klarer Kritikpunkt ist die Diskussion – darum gibt es jetzt diese 
Hängepartie –, dass die Städte und Gemeinden erst einmal gucken müssen, wie viele 
Meter ihrer Straßen sie tatsächlich reinigen. Es geht auch um Fragen wie: Fahren sie 
die Einbahnstraße vorwärts und rückwärts? Bis diese Daten alle erhoben sind, wird es 
schwierig. Wir merken das auch in unseren Kommunen.  

Man hätte es einfacher machen können. Wir haben auf der Bundesebene vorgeschla-
gen, es einfach nach Einwohnern zu verteilen. Jede Stadt und jede Gemeinde reinigen 
ihre Flächen. Deswegen wäre es besser gewesen, nach Einwohnern zu verteilen. 
Dann hätten wir bereits jetzt einen Modus Vivendi. Der Ansatz ist aber richtig, und ich 
denke, wir sollten genau da ansetzen und sagen: Wir schauen uns das auf der Bun-
desebene an, erweitern das Ganze einfach, sodass die gesamten Verpackungen ab-
gedeckt sind.  

Zu den Fragen der FDP. Sie haben noch einmal den Ansatz vorgebracht, den ich in 
der ersten Runde schon angesprochen hatte. Die neue EU-Verordnung kommt, und 
die ist ambitioniert. Das habe ich eben schon gesagt. Darin sind die Themen wie die 
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Wiederbefüllungsverpflichtungen ab 2027 und das verpflichtende Wiederverwen-
dungsgebot in der Gastronomie ab 2028, sodass man eigentlich schauen müsste, wie 
der Bund das im Verpackungsrecht-Durchführungsgesetz umsetzt. Dann kann man 
überlegen, wie wir im Land weitergehen.  

Dabei müssen wir auch noch betrachten – es gibt noch einen Seitenstrang –: Es geht 
um Ihre neue Kreislaufwirtschaftsstrategie, die letzte Woche im Land Nordrhein-West-
falen in die Konsultation gegangen ist. Diese soll auch noch im zweiten Quartal verab-
schiedet werden. Auch dazu werden Hinweise kommen. Das muss zusammengeführt 
werden, und das bedeutet nicht, bei den Einzellösungen zu bleiben, sondern dass die 
Städte und Gemeinden, wenn sie dann meinen, auf das, was EU, Bund und Land ge-
regelt haben, noch etwas draufzusetzen – wenn sie meinen: Wir brauchen jetzt noch 
die Verpackungssteuer –, dann auch die Möglichkeit bekommen sollten, aber nur unter 
Berücksichtigung der Punkte, die wir schon angesprochen haben. Es geht also nicht 
um ein Verbot, sondern schlicht und ergreifend darum, ihnen die Möglichkeit zu lassen.  

Es ist aber wichtig – diesbezüglich appelliere ich an Sie –, dass es erst einmal aufge-
baut wird und dass es keine unterschiedlichen Lösungen und Ansätze im Bund, in der 
EU und im Land gibt. Das würden wir unseren Bürgern nicht mehr verkaufen können. 
Es muss stringent sein. Das muss man einmal erklären können, und es muss logisch 
nachvollziehbar sein. Deswegen bitte ich Sie, das tatsächlich so aufzubauen, abzu-
warten, was kommt, und dann im Land entsprechend zu reagieren. Die Lücken, die es 
dann noch gibt, können gefüllt werden. 

Philipp Sprengel (Bund der Steuerzahler Nordrhein-Westfalen): An uns wurden drei 
Fragen seitens der FDP-Fraktion gestellt. Herr Wedel, ich beginne mit Ihrer letzten 
Frage danach, welche Lücke eine kommunale Verpackungssteuer derzeit noch schlie-
ßen könne. Die Vorredner haben bereits dargestellt, dass eine gewisse Lücke bleibe, 
dass es aber auch auf der Bundesebene ausgelöst auch durch die EU Entwicklungen 
gebe. Deshalb sollte das Land den Kommunen aus unserer Sicht verbieten, das jetzt 
einzuführen, wenn die Lücke vielleicht schon auf der Bundesebene geschlossen wird.  

Das schließt auch an Ihre nächste Frage an, dass es vielleicht zukünftig verfassungs-
rechtlich unzulässig sei. Auch wir sehen diese Gefahr. Diese rechtliche Unsicherheit 
kann in den nächsten Jahren weiter entstehen, wenn die EU-Verordnung schrittweise 
umgesetzt oder durch den Bundesgesetzgeber vielleicht noch ausgeweitet wird. Dann 
müsste es eine Neubewertung, eine neue Prüfung durch das Bundesverfassungsge-
richt geben. Das würde erst einmal eine ziemliche Unsicherheit in den Kommunen 
hervorrufen. Deshalb lautet auch hierzu unsere Empfehlung, es den Kommunen besser 
jetzt zu verbieten, bevor sie den Aufwand mit der Einführung der Steuer haben, der 
sich nachher als unnötig herausstellt, weil es ohnehin auf der Bundesebene geregelt 
wird.  

Eine ähnliche Antwort gebe ich auch auf Ihre dritte Frage, ob eine Streitgefahr bestehe, 
da die Anwendungshinweise und die Abgrenzungsfragen so kompliziert seien. Wir ha-
ben zu bisherigen Fällen zwar noch keine Erkenntnisse, sehen aber grundsätzlich die 
Gefahr, dass es zu Klagen kommen kann. Das bedeutete noch einmal zusätzlichen 
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Aufwand, der bei Klagen auf jede einzelne Kommune zukommen würde. Es wäre ein 
anderer Fall, wenn es eine Bundesgesetzgebung gäbe; dann richteten sich die Klagen 
gegen den Bund. Aber so wäre von jeder Klage vor Ort in den Kommunen dann auch 
die Kommune betroffen, was noch einmal zusätzlichen Aufwand für die Kommune be-
deutete. Davor sollten die Kommunen durch das Land geschützt werden, und zwar am 
besten durch das Verbot auf der Landesebene.  

Patrick Rothkopf (DEHOGA Nordrhein-Westfalen): Die Fragen in meine Richtung 
handelten davon, wie ein gutes Konzept aussieht: Wie kann man es so umsetzen, 
dass es auch akzeptiert wird? Es wurde auch nach einem einheitlichen Infrastruktur-
system für Pfand und Rücknahme von Behältern etc. gefragt. 

Wenn Sie mich danach fragen, was ich brauche, damit es gut wird, dann lautet die 
Antwort, dass es einfach sein muss. Das ist eine ganz pauschale Sache: Es muss 
einfach für uns sein. Wir haben es heute schon gehört: Das Problem besteht nicht so 
sehr bei uns Anbietern oder in der Industrie, sondern insbesondere in der Gesellschaft 
und bei den Bürgern. Auch für die muss es am Ende einfach sein. Das ist der Kern 
des Problems.  

Dann lautet die Frage, ob die Steuer das richtige Instrument ist: Ist es richtig, mit er-
hobenem Zeigefinger, mit einer Strafe zu kommen, oder müssen wir über positive An-
reize sprechen?  

Was definitiv nicht einfach ist, haben gerade Herr Sprengel vom Bund der Steuerzahler 
und Frau Lichtinghagen-Wirths vom Bergischen Abfallwirtschaftsverband noch einmal 
skizziert. Aus Unternehmersicht weiß ich überhaupt nicht mehr, in welche Gesetze ich 
noch alle gucken muss, um mich mit der Thematik auseinanderzusetzen. Wir haben 
eine Verpackungsgesetzgebung; das wurde erst einmal an die EU weitergegeben. Es 
gibt den Kunststofffonds. Wir müssen uns auch noch mit der Lizenzierung von Verpa-
ckungen auseinandersetzen. Demnächst gibt es dann auch noch eine kommunale 
Steuer, die aber in jedem Dorf anders ist. Es gibt Ausnahmetatbestände, und dann 
gibt es wieder Verwerfungen. Es geht auch immer wieder um die Frage der Akzeptanz 
und nach dem Verdruss und dem Frust in der Bevölkerung, wozu auch die Unterneh-
mer gehören. Wenn Sie das alles vermeiden wollen, dann machen Sie es einfach. Das 
habe ich an vielen Stellen und eben schon skizziert.  

Als Unternehmer bedeutet Einfachheit auch Rechtssicherheit oder den politischen Wil-
len zu verstehen. Auf die Rechtssicherheit komme ich gleich noch zurück. Herr Osing 
sagte eben, es gebe bestimmte Verwerfungen. Ich nenne ein Beispiel. Es gibt eine 
Mehrwegangebotspflicht, von der Kleinstbetriebe bewusst ausgenommen werden – 
das ist der politische Wille –, weil es heißt: Denen kann man das nicht zumuten. – Auf 
der anderen Seite sagen die Kommunen jetzt: Prima, wir führen eine Verpackungs-
steuer ein. – Insbesondere die kleinen Betriebe erzeugen sehr viel Verpackungsmüll; 
das sind die Imbisse mit viel Take-away, und die müssen jetzt eine Steuer bezahlen. 
Dann stehst du also Unternehmer da und denkst: Was denn jetzt? Werde ich auch mal 
verschont, weil ich es echt schwer habe mit meinem kleinen Betrieb, oder werde ich 
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deswegen extra bestraft? Man muss definitiv darüber nachdenken, das zu vereinheit-
lichen, es für die Leute nachvollziehbar zu machen und dann praktikabel zu lösen.  

Mir hat gut gefallen, was Herr Baumgartner sagte. Dem Kleinstbetrieb ist es vielleicht 
nicht zuzumuten, mit Mehrwegsystemen zu arbeiten, weil das viel Aufwand bedeutet 
und auch räumliche Ressourcen bündelt. Auf der anderen Seite muss er seine drei 
Säcke dreckigen Frittenschalenmüll auch irgendwo unterbringen. Ist jetzt die Steuer 
das richtige Instrument oder nicht? Sind die Aufklärung, der Dialog die richtigen Instru-
mente? Daran glaube ich ganz fest.  

Machen Sie das System einfach und verständlich für den Bürger, machen Sie es ein-
fach und verständlich für den Anbieter, und sorgen Sie für Strukturen, die einfach zu 
handhaben sind. Und sorgen Sie für den Dialog. Wir haben eben schon von André 
Pietzke gehört: Wir haben das auch schon mal erklärt. – Ja, sicher haben wir das. Das 
hat auch auf der Bundesebene stattgefunden, nämlich in der Umsetzungsallianz für 
Mehrweg. Ich glaube, dass auch der Staat etwas dazugetan hat, dass man sich mal 
treffen konnte. Das sehe ich auch als Ihre Aufgabe an. Machen Sie sich viel mehr 
Gedanken darüber, wie Sie die Stakeholder, die Betroffenen zusammenbringen.  

Heutzutage ist Lobbyarbeit nicht mehr nur das Schreien nach Fördergeldern und das 
Abwehren von Gesetzen und Verordnungen, sondern wir wollen uns auch einbringen 
und an guten Lösungen für die Bürger und für die Branche im Allgemeinen beteiligen. 
Ganz oft schauen sie nämlich in dieselbe Richtung.  

Ich war in der Umsetzungsallianz für Mehrweg sehr aktiv und auch persönlich beteiligt, 
weil ich gesehen habe, dass wir etwas machen müssen. Das meine ich: Es geht hier 
nicht darum, Nein zu sagen, sondern darum, gute Lösungen zu finden. Ich habe es 
jetzt dreimal gesagt; entschuldigen Sie bitte.  

Ich will auf diesen Punkt hinaus: Wir brauchen logischerweise die einheitliche Lösung 
bundesweit. Es gibt gute Logistikansätze. Es gibt die Getränkelogistik, die jeden Tag, 
jede Woche mehrfach in die Betriebe kommt und Getränke und Mehrwegsysteme ab-
holt und bringt. Es können mit Sicherheit Lösungen dafür gefunden werden – das ist 
nicht so schwierig –, dass die auch Mehrwegbehältnisse für andere Getränke wie 
Warmgetränke oder auch für Speisen mitnehmen.  

Machen Sie es dem Bürger einfach indem Sie da, wo er sein Pfand ohnehin hinbringt, 
beispielsweise am Automaten im Supermarkt, eine Infrastruktur schaffen, damit er den 
Kram da auch wegbringen kann, damit nicht die Dinge passieren, wie ich es jetzt zu 
Hause habe, dass sich also Mehrwegverpackungen auf dem Kühlschrank stapeln, von 
denen ich nicht weiß, wie ich die loswerden soll. Machen Sie es Reisenden einfach, 
sich in Köln am Bahnhof einen Kaffeebecher zu kaufen und ihn im Berliner Bahnhof 
direkt wieder abzugeben. Das brauchen wir.  

Wie das im Einzelnen geht, kann ich Ihnen ad hoc nicht sagen. Es gibt gute Modell-
versuche, und ich glaube, es ist auch Ihre Aufgabe, die Voraussetzungen zu schaffen, 
die Plattformen zu schaffen, damit es dann mehr Austausch gibt, mehr Know-how zu-
sammengeführt wird, die Leute zusammengebracht werden, die in dieselbe Richtung 
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schauen, um Lösungen zu finden, und denen dann auch die Möglichkeit zu geben, 
Lösungen umzusetzen.  

Im Übrigen – das geht in Richtung Herrn Pietzke, weil er sie verbandlich vertritt – sehe 
ich die Industrie an dieser Stelle auch in einer sehr starken Rolle und habe auch die 
Forderung, dass sie sich sehr stark einbringt, und zwar nicht nur mit Know-how, son-
dern auch finanziell. – Ich hoffe, ich konnte auf die Fragen halbwegs antworten.  

André Pietzke (Mehrwegverband Deutschland): Zur PPWR. Wir haben das jetzt 
noch einmal ein bisschen eingeordnet bekommen. Ich habe eben kurz gesagt, dass 
eine einheitliche Regelung auf der Bundesebene total spannend und super wäre. 
Gleichzeitig ist das die Ebene, auf der Dinge verkompliziert werden.  

Eine sinnige einheitliche Regelung, die ich mir vorstellen kann, wäre, es den Kommu-
nen in die Hände zu legen, eine Lösung finden und das kommunal auszudifferenzie-
ren. Denn die Anforderungen sind in jeder Kommune sehr unterschiedlich. Das wurde 
seitens der Abfallwirtschaft gut ausgeführt. Man muss also immer schauen, wie es 
örtlich, in der Kommune selbst, umzusetzen ist, was man da braucht, wo es auch tat-
sächlich nötig ist, das zu tun. Ich glaube, dass die Kommunen die Akteure sind, welche 
die Umsetzung tatsächlich organisieren können, sodass sie effektiv wirksam wird.  

Das gilt vor allem auch vor dem Hintergrund, dass alles, was im Verpackungsdurch-
führungsgesetz gerade diskutiert wird, an dieser Stelle nicht viel machen wird. Die Am-
bitionslosigkeit wurde eben von Herrn Osing angesprochen; es gibt nicht viel, was da-
nach kommt.  

Es braucht jetzt den von Herrn Baumgartner angesprochen Veränderungsdruck, damit 
die Lösungen so werden, dass auch Herr Rothkopf seine Becher überall zurückgeben 
kann. Das geht nur, wenn die Umsetzung auch tatsächlich in dem Ausmaß erfolgt, 
dass die Filialen überall eine Rückgabefähigkeit anbieten.  

Die Fragen an mich drehten sich vor allem um die Umsetzung: Wie sieht ein einheitli-
ches Pfandsystem aus? Wie sieht ein gut umgesetztes Konzept aus? Dazu muss man 
vor allem eine Sache sagen: Es gibt verschiedene Modelle, um das umzusetzen. Der 
wichtigste Faktor für mich ist – deswegen ist diese kommunale Umsetzung der richtige 
Weg für jetzt –, dass die Kommune ein Teil der Lösung ist und auch mitentscheidet, 
ob Logistikwege gefördert werden, so wie das in Freiburg mit dem Kreislaufverbund 
Mehrweg gerade geplant wird. Ein anderes Beispiel ist der Viktualienmarkt in Mün-
chen. Dort gibt es keine Verpackungssteuer, aber zumindest ein kleines Projekt sei-
tens der Stadt, in dem fünf bargeldlose Rückgabeautomaten von mehreren System-
anbietern wie Relevo und RECUP aufgestellt werden, um es den Konsumenten, aber 
auch den Marktteilnehmern auf dem Viktualienmarkt selbst möglich zu machen, daran 
teilzunehmen und damit eine ganzheitliche Lösung zu schaffen.  

Egal, ob man das Modell in Regionen, Stadtteile, Quartiere etc. skaliert oder ob man 
die bestehenden Rücklogistikströme, die Prozesse, die Einsammlung von Kleinstbe-
trieben über mittlere Betriebe bis hin zur Systemgastronomie zusammennimmt: Das 
darf und kann eine Kommune selbst mitsteuern. Es gibt verschiedene Modelle, die 
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eingesetzt werden können. Das ist mit der Möglichkeit einer einheitlichen Rückgabe 
für die Konsumenten verknüpfbar. Über die Stadtgrenze hinweg können trotzdem die-
selben Becher zurückgegeben werden, egal wie sie danach prozessual organisiert 
werden, wie abgerechnet wird oder wie laut der Kommune wann und wofür welche 
Steuer erhoben werden soll.  

Mehrwegsysteme weisen immer die Henne-Ei-Problematik auf, die ich eben schon 
kurz angesprochen habe. Es braucht eine Skalierung in der Anzahl der Rückgabeau-
tomaten, Rückgabestelle, eine Skalierung der Anzahl der Gebinde, die unterwegs sind. 
Das geht nur, wenn der Veränderungsdruck groß ist. Dafür braucht es politischen Wil-
len, eine Steuerung und eine Lenkung. Das ist durch die Möglichkeit der Kommunen, 
eine Verpackungssteuer festzusetzen, möglich.  

Dann wird es schnell so, wie Herr Rothkopf es gerade gesagt hat, dass sich die Lö-
sungen weiterentwickeln. Der Innovationsgedanke ist insbesondere bei den Mehrweg-
lösungen groß. Die können aber nicht für jede potenziell verfügbare Variante eine Lö-
sung parat haben, sondern die müssen sich am Markt orientieren und dahin bewegen, 
wie das auf dem Viktualienmarkt momentan passiert, und solche Projekte finanzieren 
und nach vorne kommen. Das sind meistens Start-ups und nicht die großen Akteure 
mit großen Budgets, um alles zu bauen. Deswegen braucht es dieses Vorgehen. Das 
bringt uns innovativ nach vorne.  

Eine letzte Kleinigkeit noch zu einem einheitliches Pfandsystem. Danach wurde von 
der CDU-Fraktion gefragt. Wir haben ein unsagbar gutes, weitervererbbares, milliar-
denschweres, gebindeorientiertes Mehrwegsystem im Getränkebereich, das deutsch-
landweit funktioniert: Überall gibt es eine Rückgabefähigkeit. Das liegt daran, dass es 
die Brauereien und die deutschen Mineralbrunnen selbst vor ein paar Jahrzehnten or-
ganisiert haben, weil sie aus Kostengründen Mehrweg nutzen und die Gebinde zu-
rückhaben wollten; sie wieder abzufüllen, war günstiger. Sie haben zusammen mit 
dem Getränkefachgroßhandel, später mit REWE, EDEKA und allen Großen, die Rück-
nahmen organisiert und implementiert. Zum Glück haben wir das, und wir haben auch 
das Know-how, wie das passiert. Darum beneiden uns viele Länder, aus denen Men-
schen nach Deutschland reisen, um zu schauen, wie Mehrweg tatsächlich funktioniert. 
Das gilt insbesondere aus europäischer Sicht mit Blick auf die PPWR und darauf, dass 
die Anforderungen an andere Länder größer werden.  

Um das auszuweiten, braucht es Unterstützung in neuen Kategorien, weil es nicht ein-
fach adaptierbar ist. Eine neue Mehrwegkategorie to go einsetzen ist das eine, E-Com-
merce etc. das andere. Das braucht Anstrengungen, Investitionen, Prozesse, Infra-
struktur, Austausch. All das passiert, aber es braucht den Druck, den Herr Baumgartner 
richtigerweise nennt; ich kann ihn nicht überbetonen, weil er zu wichtig ist. Es braucht 
den Veränderungsdruck, damit etwas passiert. Wenn es ihn gibt, dann werden die 
Projekte so umgesetzt, dass sie am Ende tatsächlich für alle convenient sind, und das 
müssen sie sein. Das werden sie aber nur sein, wenn es anfängt. Deswegen ist das 
die Richtung.  
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Vorsitzende Vanessa Odermatt: Damit sind wir am Ende der zweiten Runde ange-
kommen. – Wir haben noch die Möglichkeit, eine sehr kurze dritte Runde zu starten. 
Dazu bitte ich darum, falls es seitens der Fraktionen noch Fragen gibt, gezielte Nach-
fragen an die Sachverständigen zu richten und dann auch entsprechend gezielt zu 
antworten.  

Justus Moor (SPD): Ich habe kurze Nachfrage an Herrn Baumgartner. Sie hatten ge-
rade zu den Kosten bei der Einführung ausgeführt. Können Sie noch in einem Satz mit 
Blick auf den aktuellen Personaleinsatz in der Umsetzung, Kontrolle etc. sagen, wel-
che Kosten dort entstehen?  

Simon Rock (GRÜNE): Auch ich habe noch eine Frage zielgerichtet an Herrn Baum-
gartner. In der ersten Runde hat Herr Sprengel das Thema „Steuerhinterziehung“ an-
gesprochen. Wie nehmen Sie dieses Problem in der Praxis wahr? Wie schätzen Sie 
das mit Blick auf die Unternehmerschaft in Konstanz ein: Ist das ein relevantes Prob-
lem, oder glauben Sie, dass das etwas ist, was in der Praxis keine größere Rolle spielt? 

Dietmar Brockes (FDP): Ich habe eine kurze Nachfrage. Ich weiß nicht, wer sie be-
antworten kann, ob es der Vertreter vom Städte- und Gemeindebund, der Vertreter 
vom Städtetag, Herr Baumgartner oder Herr Rothkopf können. Unter dem Gesichts-
punkt „Nachhaltigkeit“ bieten mittlerweile viele Restaurants die Möglichkeit an, nicht 
verzehrte Speisereste anschließend mitzunehmen. Damit sind sie sehr nachhaltig, da 
sie keine Lebensmittel verschwenden. Fallen die zukünftig auch unter diese Verpa-
ckungsordnung bzw. müssen sie die Verpackungssteuer bezahlen? Werden sie prak-
tisch dafür bestraft, dass sie an dieser Stelle nachhaltig handeln wollen?  

Vorsitzende Vanessa Odermatt: Ich sehe keine weiteren Fragen. – Ein Großteil der 
Fragen richtete sich an Herrn Baumgartner. Daher beginnen wir mit ihm. 

Dr. Philipp Baumgartner (Stadt Konstanz [per Video zugeschaltet]): Das ist ein Zei-
chen dafür, dass ich entweder gute Punkte angesprochen habe oder nicht klar genug 
gesprochen habe, wenn in der dritten Runde vor allem noch an mich Fragen gerichtet 
werden. Ich versuche, sie abzuarbeiten.  

Herr Moor, die Kosten für Kontrolle werden bei uns als Teil der Arbeit der Abteilung 
Steuern mitbetreut. Dort wurde eine 60-Prozent-Stelle geschaffen, die den gesamten 
Einführungsprozess begleitet hat, die prüft, was die Betriebe einreichen, und die in 
dem Moment auch bereits eine erste Plausibilitätsanalyse durchführt.  

Wir haben bei der Einführung der Steuer nach den geschätzten Umsätzen pro Betrieb 
gefragt. Anhand derer wird auch noch einmal geguckt, wie die Sachen sind. Wir haben 
aber natürlich auch Erfahrungswerte von Betrieben in Konstanz. Sie können sich vor-
stellen, dass man die meisten der 400 Betriebe in solch einer kleinen Stadt auf die eine 
oder andere Art kennt und Vergleiche anstellen kann. Wenn bei der Ausweisung des-
sen, was ein Betrieb angibt, Ungereimtheiten auftauchen, behält sich die Stadt vor, zu 
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kontrollieren und dem nachzugehen, und sie kann dann im Zweifel auch in Kassen-
systeme etc. Einblick erhalten.  

Es war uns aber auch wichtig, im ersten Jahr dieses Einführungsprozess mit einer 
gewissen Kulanz vorzugehen. Ich habe es vorhin angesprochen: Wir hatten eine Ver-
handlung im letzten Jahr, weil jemand verwarnt wurde und das dann bei seinem Stand 
trotzdem nicht umgesetzt hat. Ansonsten aber versucht unsere Steuerabteilung in der 
Kämmerei eher, auf die Betriebe und deren Herausforderungen zuzugehen. Sie kön-
nen sich vorstellen, dass es manchmal auch mit ausländisch betriebenen Betrieben 
usw. Abstimmungsbedarf gibt.  

Die Mehrkosten betragen auf dem Papier 45.000 plus 2.000 Euro. Es geht um eine 
60-Prozent-Stelle in EG 9 nach dem TVöD – Sie können nachgucken, was das unge-
fähr bedeutet –, und es gibt ein paar Portokosten für die Informationen. Wir haben 
beziffert, dass die Steuer diese Summe pro Jahr kostet. Wir rechnen mit 300.000 bis 
600.000 Euro Einnahmen. Ich habe die Gesamtsumme, was uns die Entsorgung im 
öffentlichen Raum kostet, gerade nicht zur Hand. Ich meine, es sind etwa 1,6 Millionen 
Euro. Also können 20, 30 % der verursachten Kosten über solch eine Steuer finanziert 
werden, indem die Verursacher mit zur Kasse gebeten werden. Für mich bleibt das ein 
relativ fairer Deal.  

Damit habe ich auch die Frage nach Steuerhinterziehung und Gleichbehandlung 
schon ein bisschen beantwortet.  

Zu dem Thema „Doggybag“. Nein, das ist ausgenommen; das ist in der Satzung so 
geregelt. Die Annahme lautet, dass das nicht im öffentlichen Raum verzehrt wird, son-
dern dass solche Speisen mitgenommen werden, um sie zu Hause aufzuessen. Inso-
fern werden die nicht besteuert. Das ist auch ein Randbereich. Man könnte trefflich 
darüber streiten, ob die Person das bei schönem Wetter nicht doch vielleicht eine 
Stunde später draußen im Park isst. Man geht im Steuerrecht – das wissen einige von 
Ihnen besser als ich; ich bin da kein Fachmann – von dem typischen Prozess aus, und 
typischen Fall nimmt jemand in der Gastronomie, der dort isst und etwas mitnimmt, 
das mit nach Hause und entsorgt es dann dort in der Mülltonne. Da setzen McDonald’s 
und andere an und versuchen, ihren Fall zu kippen; sie hatten aber noch keinen Erfolg.  

Soweit aus dem Süden. Grüße in das schöne, große Bundesland im Norden! Ich hoffe, 
wir konnten Ihnen in der interessanten Diskussion ein paar Informationen mitgeben. 
Es hat mir sehr gefallen, wie fachlich, offen und ehrlich sich die unterschiedlichen Frak-
tionen hier ausgetauscht haben.  

Wenn der DEHOGA über diese Sitzung hinaus noch einmal mit uns ins Gespräch ge-
hen möchte, wie die Umsetzung aussieht, machen wir das sehr gerne. 

Vorsitzende Vanessa Odermatt: Vielen Dank. – Es gab noch die Frage von Herrn 
Brockes. Ich habe es so wahrgenommen, dass sie sich zum einen an die kommunalen 
Spitzenverbände richtete, zum anderen aber auch an den DEHOGA.  

(Dietmar Brockes [FDP]: Hat sich erledigt!) 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 38 - APr 18/1136 

Ausschuss für Heimat und Kommunales (79.) 23.01.2026 
Haushalts- und Finanzausschuss (90.) ha 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich)  
 
 
– Das wurde schon beantwortet  

Dann sind wir am Ende der Anhörung angekommen. Im Namen des Ausschusses 
danke ich allen Experten vor Ort und an den Bildschirmen dafür, dass sie uns heute 
zur Verfügung standen und dass wir eine sehr spannende Debatte zu diesem Thema 
führen durften. Ich wünsche Ihnen einen angenehmen Tag und eine gute Heimfahrt.  

Heute Nachmittag findet unsere nächste Ausschusssitzung statt. 

Wir werden die Anhörung in einer unserer nächsten Ausschusssitzungen auswerten, 
nachdem wir das Protokoll erhalten haben. – Vielen Dank. 

gez. Vanessa Odermatt 
Vorsitzende 

Anlage 
03.02.2026/09.02.2026 
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Anhörung von Sachverständigen 
des Ausschusses für Heimat und Kommunales 

und des Haushalts- und Finanzausschusses 

Siebtes Gesetz zur Änderung des Kommunalabgabengesetzes  
für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG) 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP, Drucksache 18/15488 

am Freitag, dem 23. Januar 2026 
10.00 bis (max.) 12.30 Uhr, Raum E3 D01, Livestream 

Tableau 

eingeladen Teilnehmer 
Stellung-
nahme 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln 

Tim Bagner 
Städtetag NRW

18/3388 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Städte- und Gemeindebund  
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Dr. Johannes Osing 
(per Videozuschaltung) 

Dr. Philipp Baumgartner 
Leiter des Amts für Klimaschutz 
Stadt Konstanz 
Konstanz 

Dr. Philipp Baumgartner 
(per Videozuschaltung)

18/3371 

Sebastian Kopietz 
Stadtdirektor  
Stadt Bochum 
Bochum 

keine Teilnahme 18/3385 

Dr. Andreas Hollstein 
Geschäftsführer  
Verband kommunaler  
Unternehmen e.V.  
Landesgruppe Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

Dr. Andreas Hollstein 
(per Videozuschaltung) 

- nur bis 11.30 Uhr -
18/3360 
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eingeladen Teilnehmer 
Stellung-
nahme 

Monika Lichtinghagen-Wirths 
Geschäftsführerin  
Bergischer Abfallwirtschaftsverband 
Engelskirchen 

Monika  
Lichtinghagen-Wirths 

18/3374 

Bund der Steuerzahler  
Nordrhein-Westfalen e.V. 
Rik Steinheuer 
Düsseldorf 

Philipp Sprengel 
Joscha Slowik 

18/3373 

DEHOGA Nordrhein-Westfalen e.V. 
Patrick Rothkopf 
Neuss 

Patrick Rothkopf 18/3387 

André Pietzke 
Vorsitzender Mehrweg-Verband 
Deutschland e.V. 
Hamburg 

André Pietzke 18/3379 

Weitere Stellungnahmen: 

Industrie- und Handelskammer zu Köln 
18/3375 
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